Steuerverordnung 640.110

Verordnung zum Gesetz iiber die direkten Steuern
(Steuerverordnung, StV)

Vom 14. November 2000 (Stand 1. Januar 2020)

Der Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt,

in Ausfithrung des Gesetzes iiber die direkten Steuern (StG) vom
12. April 2000 V,

beschliesst:

1. Teil: Die Einkommens- und die Vermogenssteuer der
natiirlichen Personen

A. Steuerpflicht

AL Steuerliche Zugehorigkeit ?

A.L1. Personliche Zugehorigkeit

§1

! Personen, die sich bei Beibehaltung ihres Wohnsitzes in einem ande-
ren Kanton oder im Ausland lediglich zum Besuch einer Lehranstalt
oder zur Pflege in einer Heilstitte im Kanton aufhalten, begriinden
keinen steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt.

> Bevormundete Personen haben ihren steuerrechtlichen Wohnsitz am
Sitz der zustindigen Kindes- und Erwachsenenschutzbehorde
(KESB).?

A.IL2. Wirtschaftliche Zugehorigkeit

§ 2

' Als Betriebsstitte gilt eine feste Geschéftseinrichtung, in der die Ge-
schiftstétigkeit eines Unternehmens oder ein freier Beruf ganz oder
teilweise ausgeiibt wird.

SG 640.100.

Softwarebedingte, redaktionelle Einfiigung von Gliederungsbuchstaben oder
-ziffern.

§ 1 Abs. 2 in der Fassung von § 40 Abs. 2 lit. p der Verordnung zum kantona-
len Kindes- und Erwachsenenschutzgesetz (VOKESG) vom 16. 4. 2013 (wirk-
sam seit 1. 1. 2013, publiziert am 20. 4. 2013, SG 212.410).
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2 Als Betriebsstitte gelten insbesondere Zweigniederlassungen, Fabri-
kationsstitten, Werkstétten, Geschiftsstellen, Verkaufsstellen, Berg-
werke und andere Stétten der Ausbeutung von Bodenschétzen sowie
Bau- oder Montagestellen von mindestens 12 Monaten Dauer.

* Als Betriebsstétte gilt auch die stédndige Vertretung im Kanton durch
eine Person, die mit oder ohne fester Geschéftseinrichtung fiir ein im
Ausland anséssiges Unternehmen tétig ist, die eine Vollmacht besitzt
in dessen Namen Vertrige abzuschliessen, die diese Vollmacht
gewohnlich in der Schweiz ausiibt und die ihre Té4tigkeit nicht auf den
Einkauf von Giitern und Waren fiir das vertretene Unternehmen be-
schrénkt.

*Die Bestimmungen und Grundsitze des Bundesrechts zur Vermei-
dung der interkantonalen und internationalen Doppelbesteuerung
bleiben vorbehalten.

A.Il. Ehegatten und eingetragene Partnerinnen und Partner

A.IL.1. Rechtliche und tatséchliche Trennung der Ehe und
eingetragenen Partnerschaft ¥

§3

'Eine Ehe gilt als rechtlich getrennt, wenn sie gerichtlich getrennt
oder geschieden ist.

*Eine Ehe gilt als tatsédchlich getrennt, wenn der gemeinsame Haus-
halt aufgehoben ist, zwischen den Ehegatten keine Gemeinschaftlich-
keit der Mittel fiir Wohnung und Unterhalt besteht, eine allfillige
Unterstiitzung des einen Ehegatten durch den anderen nur in ziffern-
méssig bestimmten oder bestimmbaren Betrdgen geleistet wird und
die Ehegatten nicht mehr an der ehelichen Gemeinschaft festhalten. ©
* Diese und alle weiteren Bestimmungen dieser Verordnung iiber die
Ehegatten gelten sinngemdss fiir die eingetragenen Partnerinnen und
Partner. ”

¥ Untertitel II. in der Fassung des RRB vom 11. 7. 2006 (wirksam seit 10. 12.
2006).

9 § 3: Titel 1 in der Fassung des RRB vom 11. 7. 2006 (wirksam seit 10. 12.
2006).

9 § 3 Abs. 2 in der Fassung des RRB vom 22. 3. 2011 (wirksam seit 27. 3. 2011).

7§ 3 Abs. 3 beigefiigt durch RRB vom 11. 7. 2006 (wirksam seit 10. 12. 2006).
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A.IL.2. Getrennter Wohnsitz der Ehegatten bei ungetrennter Ehe

§ 4

' Leben Ehegatten in rechtlich und tatsdchlich ungetrennter Ehe, hat
jedoch nur ein Ehegatte seinen steuerrechtlichen Wohnsitz im
Kanton, wihrend der andere Ehegatte in einem anderen Kanton
wohnt, so richtet sich die Steuerpflicht des im Kanton wohnhaften
Ehegatten nach der bundesgerichtlichen Rechtsprechung zur Vermei-
dung der interkantonalen Doppelbesteuerung.

?Leben Ehegatten in rechtlich und tatsdchlich ungetrennter Ehe, hat
jedoch nur ein Ehegatte seinen steuerrechtlichen Wohnsitz im
Kanton, wihrend der andere Ehegatte im Ausland wohnt, so ist der
im Kanton wohnhafte Ehegatte fiir sein gesamtes Einkommen und
Vermogen steuerpflichtig; vorbehalten bleiben die Einschriankungen
durch § 6 Abs. 1 StG oder durch ein Doppelbesteuerungsabkommen.
* Fiir den Steuersatz ist, unter Anwendung der Tarife und Abziige fiir
Verheiratete, jeweils das gesamte eheliche Einkommen und Vermo-
gen massgeblich.

AL.IL.3. Haftung der Ehegatten

§5

' Ehegatten, die in rechtlich und tatsdchlich ungetrennter Ehe leben,
haften fiir die Gesamtsteuer der ehelichen Gemeinschaft anteilméssig
im Verhiltnis ihres eigenen Einkommens und Vermdégens zum ge-
samten Einkommen und Vermogen der Gemeinschaft.

?Eine anteilméssige Aufteilung der Gesamtsteuer (Steuerteilung)
wird auf Antrag oder bei Zahlungsunfihigkeit eines Ehegatten mit-
tels Verfiigung vorgenommen. Die Aufteilung findet erst nach
Rechtskriftigwerden der die Gesamtsteuer festsetzenden Veranla-
gung statt. Sie ist nur zuldssig fiir nicht oder nicht vollstdndig bezahlte
Steuerforderungen.

A.I1.4. Einkommen und Vermogen minderjahriger Kinder

§6

' Fiir die Zuteilung des mit dem Einkommen und Vermégen der El-
tern gemeinsam steuerbaren Kindereinkommens und -vermogens gilt
§ 41 Abs. 1 analog.
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ALIII. Besteuerung nach dem Aufwand

§ 7

' Bei der Festlegung des dem Aufwand entsprechenden Einkommens
findet die Verordnung tiber die Besteuerung nach dem Aufwand bei
der direkten Bundessteuer sinngeméss Anwendung.

?Bei der Festlegung des dem Aufwand entsprechenden Vermogens
wird der fiir die Einkommenssteuer zugrunde gelegte Aufwand ange-
messen kapitalisiert. Das steuerbare Vermdogen entspricht mindestens
dem gesamten Bruttobetrag, der sich aus den in § 14 Abs. 3 StG er-
wihnten Vermogenswerten ergibt.

B. Die Einkommenssteuer

B.1. Einkiinfte

B.1.1. Einkiinfte aus unselbstdndiger Erwerbstétigkeit

§ 8 a) Mitarbeiterbeteiligungen

§9? b) Entschidigungen an Angehorige der Feuerwehr und
des Zivilschutzes

B.1.2. Geschiftsvermogen

§ 10

! Die Zugehorigkeit zum Geschifts- oder zum Privatvermogen beur-
teilt sich aufgrund der Gesamtheit der tatsichlichen Verhiltnisse.
>Zum Geschiftsvermogen gehoren alle Vermogenswerte, die ganz
oder vorwiegend der selbstindigen Erwerbstitigkeit dienen. Eine
Zerlegung des Wertes von gemischt genutzten Giitern in Geschafts-
und in Privatvermogen findet nicht statt.

> Andert die Zweckbestimmung eines Vermogenswertes, so ist es von
dem einen in den andern Vermogensbereich zu iiberfithren, sofern
die Anderung der Nutzungsart als dauernd zu erachten ist. Anderun-
gen der Nutzungsart iiber mehr als fiinf Jahre gelten in der Regel als
dauernd.

» § 8 aufgehoben durch RRB vom 29. 1. 2013 (wirksam seit 1. 1. 2013, publi-
ziert am 2. 2. 2013).

? § 9 aufgehoben durch RRB vom 29. 1. 2013 (wirksam seit 1. 1. 2013, publi-
ziert am 2. 2. 2013).
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* Bei Steuernachfolge infolge Erbschaft gilt die im Zeitpunkt des Erb-
gangs geltende Zuteilung des Vermogens auch fiir die Erben und Er-
binnen. Kommt es bei den Erben und Erbinnen nach dem Erbgang zu
einer Anderung der Vermogensnutzung, so ist das ererbte Vermogen
in den anderen Vermogensbereich zu iiberfithren.

> Bei Personengesellschaften, die ein Unternehmen betreiben, bilden
die Vermogenswerte, die zivilrechtlich zum Eigentum oder Vermogen
der Gesellschaft gehoren, stets Geschéftsvermogen.

B.1.3. Unternehmensumstrukturierungen

§ 110

B.1.4. Einkiinfte aus beweglichem Privatvermogen

§ 12 a) Grundsatz

' Als Einkiinfte aus beweglichem Vermogen gelten alle Vermogenser-
trage, die der steuerpflichtigen Person namentlich durch Zahlung,
Uberweisung, Gutschrift oder Verrechnung zufliessen und die keine
Riickzahlungen bestehender Kapitalguthaben oder Kapitalanteile bil-
den.

?Die Einkiinfte aus beweglichem Vermogen werden dem Einkom-
men der Steuerperiode zugerechnet, in der sie féllig werden.

§ 13 b) Obligationen

! Bei Obligationen ohne iiberwiegende Einmalverzinsung sind die in
Form periodischer Zinsen erzielten Einkiinfte bei ihrer Failligkeit
steuerbar. Die in Form einmaliger Entschidigungen (Emissionsdisa-
gio, Riickzahlungsagio) erzielten Einkiinfte sind im Zeitpunkt der
Riickzahlung der Obligation als Einkommen steuerbar. Nicht steuer-
bar ist der vom Erwerber oder von der Erwerberin bei Verdusserung
der Obligation bezahlte Preis fiir die noch nicht félligen Zinsen (Mar-
chzinsen).

? Bei Obligationen mit iiberwiegender oder ausschliesslicher Einmal-
verzinsung (globalverzinsliche Obligationen, Diskontobligationen) ist
der Differenzbetrag zwischen dem Gestehungspreis und dem Verius-
serungspreis oder Riickzahlungsbetrag im Zeitpunkt der Veréusse-
rung oder Riickzahlung der Obligation als Einkommen steuerbar.
Allfallige periodische Zinsen sind im Zeitpunkt ihrer Filligkeit steu-
erbar.

§ 14™ ¢) Beteiligungen

19§ 11 aufgehoben durch RRB vom 12. 10. 2004 (wirksam seit 1. 7. 2004, publi-
ziert am 16. 10. 2004).
'V § 14 aufgehoben durch RRB vom 22. 3. 2011 (wirksam seit 27. 3. 2011).
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§ 152 d) Einkiinfte aus kollektiven Kapitalanlagen

' Einkiinfte aus Anteilen an kollektiven Kapitalanlagen, die ihre Er-
tragnisse laufend ausschiitten, sind beim Anteilsinhaber oder bei der
Anteilsinhaberin im Zeitpunkt ihrer Ausschiittung steuerbar.

? Einkiinfte aus Anteilen an kollektiven Kapitalanlagen, die ihre Er-
tragnisse zuriickbehalten, sind beim Anteilsinhaber oder bei der An-
teilsinhaberin im Zeitpunkt ihrer Filligkeit und Verbuchung beim
Anlagefonds steuerbar.

* Einkiinfte aus Anteilen an kollektiven Kapitalanlagen, die aus der
Verdusserung von beweglichem Vermogen des Anlagefonds erzielt
werden, sind, soweit die Anteile zum Privatvermogen des Anteilsin-
habers oder der Anteilsinhaberin gehoren, steuerfrei.

* Einkiinfte aus Anteilen an kollektiven Kapitalanlagen, die sich aus
Ertrdagen aus dem unbeweglichen Vermogen von kollektiven Kapital-
anlagen mit direktem Grundbesitz ergeben, sind beim Anlagefonds
oder der Anlagegesellschaft steuerbar (§ 58 Abs. 2 StG).

L.5. Eigenmietwert

§ 16

'Der Eigenmietwert fiir selbstgenutzte Wohnliegenschaften (Einfa-
milienhduser und Stockwerkeigentumswohnungen) berechnet sich
durch Multiplikation des Vermogenssteuerwerts der Liegenschaft mit
dem Eigenmietwertsatz. Der Eigenmietwertsatz besteht aus dem Re-
ferenzzinssatz fiir Hypotheken geméss Art. 12a der Bundesverord-
nung iiber die Miete und Pacht von Wohn- und Geschéftsriumen vom
9. Mai 1990 bei Beginn der Steuerperiode und einem Zuschlag von
1,75 Prozent; er betrdgt hochstens 4,5 Prozent. '

> Der Eigenmietwert der selbstgenutzten Wohnung im eigenen Mehr-
familienhaus richtet sich nach den Mietzinsen, die die steuerpflichtige
Person von ihren Mietern und Mieterinnen fiir vergleichbare Woh-
nungen fordert. Fehlen vergleichbare Wohnungen, ist der Eigenmiet-
wert verhéltnisméssig zu ermitteln.

B.1.6. Unterhaltsbeitriage

§ 17

' Als Unterhaltsbeitréige, die ein geschiedener oder getrenntlebender
Ehegatte fiir sich oder die ein Elternteil fiir die unter seiner elterli-
chen Sorge stehenden Kinder erhilt, gelten die tatsdchlich erhaltenen
laufenden Leistungen.

* Als Unterhaltsbeitrége steuerbar sind auch die Leistungen aus Ali-
mentenbevorschussung im Sinne von Art. 131 und 293 ZGB.

' § 15 samt Titel d in der Fassung des RRB vom 18. 3. 2008 (wirksam seit 1. 1.
2008, publiziert am 27. 3. 2008, Rektifikat publiziert am 2. 4. 2008).
¥ Fassung vom 3. Mai 2016, wirksam seit 1. Januar 2016 (KB 11.05.2016)
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* Kapitalabfindungen, die der Abgeltung von Unterhaltsanspriichen
dienen, sind nicht steuerbar.

B.L.7. Unterstiitzungen

§ 18

' Steuerfreie Unterstiitzungen sind unentgeltliche Leistungen, die zur
Bestreitung des notwendigen Lebensunterhalts gewéhrt werden.

B.II. Ermittlung des Reineinkommens

B.I1.1. Berufskosten bei unselbstédndiger Erwerbstétigkeit ¥

§ 19 a) Grundsatz

' Als steuerlich abziehbare Berufskosten der unselbstindigen Er-
werbstétigkeit gelten Aufwendungen, die fiir die Erzielung des Ein-
kommens erforderlich sind und in einem direkten urséchlichen Zu-
sammenhang dazu stehen. Wird kein Erwerbseinkommen erzielt, ist
ein Abzug fiir Berufskosten ausgeschlossen. ¥

? Berufskosten sind in der Steuerperiode abziehbar, in der sie bezahlt
werden. '©

* Aufwendungen, welche der oder die Arbeitgebende oder eine Dritt-
person iibernimmt, sind nicht abziehbar.

¢ Aufwendungen fiir den Unterhalt der steuerpflichtigen Person und
ihrer Familie (Lebenshaltungskosten), namentlich auch der durch die
berufliche Stellung bedingte Privataufwand (Standesauslagen), sind
nicht abziehbar.

> Abziige fiir Berufskosten stehen jedem Ehegatten entsprechend sei-
ner beruflichen Tatigkeit zu. 7

¢ Art, Ursache und Hohe der geltend gemachten Aufwendungen sind
von der steuerpflichtigen Person mittels geeigneter Belege nachzuwei-
sen.

§ 20 b) Spesenvergiitungen

' Spesenvergiitungen des Arbeitgebers oder der Arbeitgeberin, die ih-
rer Hohe nach tatsichlich angefallene berufliche Auslagen entschédi-
gen, sind nicht steuerbar.

 Titel 1 in der Fassung des RRB vom 22. 3. 2011 (wirksam seit 27. 3. 2011).

9§ 19 Abs. 1 in der Fassung des RRB vom 22. 3. 2011 (wirksam seit 27. 3.
2011).

9§ 19 Abs. 2 in der Fassung des RRB vom 22. 3. 2011 (wirksam seit 27. 3.
2011).

7§ 19 Abs. 5 in der Fassung des RRB vom 22. 3. 2011 (wirksam seit 27. 3.
2011).
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2 Als Spesenvergiitungen bezeichnete Entschiddigungen des Arbeitge-
bers oder der Arbeitgeberin sind im Umfang, in dem sie die tatsich-
lich angefallenen beruflichen Auslagen der steuerpflichtigen Person
ibersteigen und der Deckung privater Lebenshaltungskosten fiir Ver-
pflegung, Auto, Bekleidung usw. dienen, als steuerbares Einkommen
aufzurechnen.

’ Spesenvergiitungen sind im Lohnausweis zu bescheinigen.

§ 21 ¢) Berufsunkostenpauschalen

§ 22 d) Fahrkosten

' Abziehbar sind die notwendigen Kosten fiir Fahrten zwischen der
Wohn- und der Arbeitsstétte bis maximal 3'000 Franken.

2 Bei Beniitzung eines privaten Fahrzeugs sind als notwendige Kosten
die Auslagen abziehbar, die bei Beniitzung der offentlichen Verkehrs-
mittel anfallen wiirden.

* Steht kein offentliches Verkehrsmittel zur Verfiigung oder ist dessen
Beniitzung wegen grosser Entfernung zwischen Wohn- und Arbeits-
stiatte oder aus anderen Griinden objektiv nicht zumutbar, so konnen
die Kosten des privaten Fahrzeugs gemiss den Pauschalansétzen der
Verordnung iiber den Abzug von Berufskosten der unselbstindigen

Erwerbstitigkeit bei der direkten Bundessteuer abgezogen werden.
4 20)

§ 23 e) Verpflegungskosten

' Abziehbar sind die Mehrkosten der auswértigen Verpflegung:

a) wenn die steuerpflichtige Person wegen grosser Entfernung
zwischen Wohn- und Arbeitsstédtte oder wegen kurzer Essen-
spause eine Hauptmahlzeit nicht zu Hause einnehmen kann;

b) bei durchgehender Schicht- oder Nachtarbeit.

> Der Abzug entspricht den Pauschalansédtzen gemiss der Bundesver-
ordnung iiber den Abzug von Berufskosten der unselbstindigen Er-
werbstétigkeit bei der direkten Bundessteuer. Ein Abzug hoherer
Kosten ist ausgeschlossen. 2V

*Nur der halbe Abzug ist zuldssig, wenn die Verpflegung vom Arbeit-
geber oder von der Arbeitgeberin verbilligt wird (Beitrége in bar, Ab-
gabe von Gutscheinen usw.) oder wenn sie in einer Kantine, einem
Personalrestaurant oder einer Gaststitte des Arbeitgebers oder der
Arbeitgeberin eingenommen werden kann.

® § 21 aufgehoben durch RRB vom 18. 3. 2008 (wirksam seit 1. 1. 2008, publi-
ziert am 27. 3. 2008, Rektifikat publiziert am 2. 4. 2008).

¥ Fassung vom 12. Januar 2016, wirksam seit 1. Januar 2016 (KB 16.01.2016)

» Aufgehoben am 12. Januar 2016, wirksam seit 1. Januar 2016 (KB
16.01.2016)

2 § 23 Abs. 2 in der Fassung des RRB vom 18. 3. 2008 (wirksam seit 1. 1. 2008,
publiziert am 27. 3. 2008, Rektifikat publiziert am 2. 4. 2008).
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*Kein Abzug ist mangels Mehrkosten zuldssig, wenn der Arbeitgeber
oder die Arbeitgeberin bei der Bewertung von Naturalbeziigen die
von den Steuerbehorden festgelegten Ansétze unterschreitet oder
wenn sich die steuerpflichtige Person zu Preisen verpflegen kann, die
unter diesen Bewertungsansétzen liegen.

>Der Schichtarbeit ist die gestaffelte (unregelméissige) Arbeitszeit
gleichgestellt, sofern beide Hauptmahlzeiten nicht zur {iblichen Zeit
zu Hause eingenommen werden konnen.

§ 24 f) Arbeitszimmer

! Abziehbar sind die Kosten fiir die berufliche Beniitzung eines eige-
nen Arbeitszimmers, sofern am Arbeitsplatz keine Moglichkeit be-
steht, die Berufsarbeit zu erledigen, fiir die Berufsarbeit ein besonde-
res Arbeitszimmer eingerichtet ist und dieses Zimmer iiberwiegend
und regelmaéssig fiir einen wesentlichen Teil der Berufsarbeit beniitzt
wird.

?Die Kosten des Arbeitszimmers berechnen sich nach der Formel:
Mietzins (ohne Nebenkosten) bzw. Eigenmietwert geteilt durch An-
zahl Zimmer (inkl. Mansarden).

* Befindet sich das Arbeitszimmer in der eigenen Wohnung, sind drei
Viertel der nach der Formel errechneten Kosten abziehbar, befindet
es sich ausserhalb der Wohnstitte, sind die gesamten Kosten abzieh-
bar.

§ 25» g) Weiterbildungs-, Umschulungs- und Ausbildungskos-
ten
§ 26 h) Auswirtiger Wochenaufenthalt

' Abziehbar sind die notwendigen Mehrkosten fiir den auswértigen
Wochenaufenthalt. Sie bestehen aus den Kosten der auswartigen Un-
terkunft, den Mehrkosten der auswirtigen Verpflegung sowie den
Fahrkosten.

? Als notwendige Mehrkosten fiir die auswartige Unterkunft sind die
ortsiiblichen Auslagen fiir ein Zimmer, ein Studio oder eine Einzim-
merwohnung abziehbar.

*Fir den Abzug der notwendigen Mehrkosten der auswirtigen Ver-
pflegung gilt § 23 sinngemdss. >

* Als notwendige Fahrkosten sind abziehbar die Kosten der Heimkehr
an den steuerlichen Wohnsitz sowie die Fahrkosten zwischen auswér-
tiger Unterkunft und Arbeitsstétte gemaéss § 22.

2 Aufgehoben am 12. Januar 2016, wirksam seit 1. Januar 2016 (KB
16.01.2016)

» § 26 Abs. 3 in der Fassung des RRB vom 17. 12. 2013 (wirksam seit 1. 1.
2014).
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§ 27 i) Beitrdge an Berufsverbdnde

' Abziehbar sind die statutarischen Mitgliederbeitrdge an Berufsver-
bénde, sofern die Mitgliedschaft mit der Erwerbstitigkeit in Zusam-
menhang steht.

§ 28 j) Andere Berufskosten

' Abziehbar sind auch die tibrigen fiir die Berufsausiibung notwendi-
gen Berufskosten wie die Auslagen fiir von der Arbeitgeberin oder
vom Arbeitgeber verlangte Berufswerkzeuge und Berufsinstrumente,
Fachliteratur und Berufskleider (Mehrauslagen fiir besonderen Klei-
derverschleiss).

? Fur Anschaffungen, die einen ldngerzeitigen Wert haben, wie Fachli-
teratur, Berufswerkzeug, Berufsinstrumente und Berufskleidung, ist
nur die Hélfte der Anschaffungskosten abziehbar.

§ 292 k) Gelegentlicher Nebenerwerb

B.I1.2. Abziige bei selbstdandiger Erwerbstitigkeit

§ 30 a) Abschreibungen

' Fiir Wertverminderungen von Aktiven des Geschiftsvermogens sind
Abschreibungen zuléssig, soweit sie buchméssig oder bei Fehlen einer
nach kaufménnischen Art gefithrten Buchhaltung in besonderen
Abschreibungstabellen ausgewiesen sind.

?Die Abschreibungen werden in der Regel nach dem tatsidchlichen
Wert der einzelnen Vermogensteile berechnet oder nach ihrer vor-
aussichtlichen Gebrauchsdauer angemessen verteilt. Massgeblich sind
die Abschreibungssitze gemiss den Richtlinien der Eidgendssischen
Steuerverwaltung iiber die Abschreibung des Anlagevermogens ge-
schiftlicher und landwirtschaftlicher Betriebe; der Nachweis hoheren
Abschreibungsbedarfs bleibt vorbehalten.

*Fur bewegliche Gegenstidnde des betrieblichen Anlagevermogens,
die innert kiirzeren Zeitraumen erneuerungsbediirftig sind, wie Mobi-
liar, Apparate, Maschinen und Fahrzeuge, sind weitergehende
Abschreibungen nach den Richtlinien der Kantonalen Steuerverwal-
tung zuléssig.

* Abschreibungen auf Aktiven, die zum Ausgleich von Verlusten ho-
her bewertet wurden, kénnen nur so weit vorgenommen werden, als
Hoherbewertungen handelsrechtlich zuldssig waren und die Verluste
im Zeitpunkt der Abschreibung gemiss § 30 Abs. 1 StG verrechenbar
gewesen wiren. 2

* Titel j in der Fassung des RRB vom 22. 3. 2011 (wirksam seit 27. 3. 2011).

» § 28 Abs. 1 in der Fassung des RRB vom 17. 12. 2013 (wirksam seit 1. 1.
2014).

* § 29 aufgehoben durch RRB vom 18. 3. 2008 (wirksam seit 1. 1. 2008, publi-
ziert am 27. 3. 2008, Rektifikat publiziert am 2. 4. 2008).
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§ 31 b) Arbeitgeberbeitrige an die berufliche Vorsorge

' Die Arbeitgeberbeitrage an die berufliche Vorsorge (Sdule 2) zu-
gunsten des eigenen Personals sind als geschiftsméssig begriindeter
Aufwand abziehbar.

? Als geschiftsméssig begriindeter Aufwand abziehbar sind im Aus-
mass des statutarisch oder reglementarisch vorgesehenen Arbeitgebe-
ranteils auch die Beitrége an eine Einrichtung der beruflichen Vorsor-
ge, die die selbstindigerwerbende Person fiir sich selbst oder fiir den
im Betrieb mitarbeitenden Ehegatten leistet. Nicht der Gewinn- und
Verlustrechnung als Aufwand belastet werden darf der statutarisch
oder reglementarisch vorgesehene Arbeitnehmeranteil;, beschiftigt
die selbstdndige Person kein Personal, so gilt die Hilfte der zu leisten-
den Beitrédge als Arbeitnehmeranteil.

* Nicht der Gewinn- und Verlustrechnung als geschiftsméssig begriin-
deter Aufwand belastet werden diirfen die Beitrédge an die gebundene
Selbstvorsorge (Sdule 3a), die die selbstindigerwerbende Person fiir
sich oder fiir den im Betrieb mitarbeitenden Ehegatten leistet.

B.II.3. Abziige vom Ertrag des beweglichen Privatvermogens

§ 32

' Abziehbar sind die tatsdchlichen Kosten der durch Dritte besorgten
Verwaltung des beweglichen Vermogens.

> Als Verwaltung gelten die Handlungen, die mit der Erzielung von
Vermogensertrag in unmittelbarem Zusammenhang stehen.

*Die Kosten, die der Vermogensanlage oder Vermogensumschich-
tung dienen, sind nicht abziehbar.

* Kapitalverluste auf dem beweglichen Privatvermégen sind nicht mit
steuerbarem Einkommen verrechenbar.

B.IL.4. Abziige vom Ertrag des unbeweglichen Vermogens

§ 33 a) Grundsatz

' Bei vermieteten, verpachteten oder selbstgenutzten Grundstiicken
konnen die nachgewiesenen Unterhaltskosten, die Versicherungspri-
mien und die Kosten der Verwaltung durch Dritte abgezogen werden.
> Bei Grundstiicken des Privatvermogens sind die Liegenschaftskos-
ten, vorbehiltlich § 36¢, in der Steuerperiode abziehbar, in der sie be-
zahlt werden. Bei Grundstiicken des Geschiftsvermogens richtet sich
die zeitliche Zuteilung der Liegenschaftskosten nach der von der steu-
erpflichtigen Person fiir ihre Buchhaltung gewéhlten Verbuchungsme-
thode (Verbuchung im Zeitpunkt der Rechnungsstellung oder der
Zahlung); ein Wechsel der Methode ist zuléssig, soweit sachliche
Griinde dafiir bestehen.

) § 30 Abs. 4 in der Fassung des RRB vom 11. 11. 2003 (wirksam seit 31. 12.
2003).
* Fassung vom 15. Oktober 2019, in Kraft seit 1. Januar 2020 (KB 19.10.2019)
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§ 34 b) Abziehbare Liegenschaftskosten
' Zu den Unterhaltskosten gehoren insbesondere:
a) die Auslagen fiir Reparaturen und Renovationen, die keine
wertvermehrenden Aufwendungen darstellen;
b) die Einlagen in den Reparatur- oder Erneuerungsfonds von

Stockwerkeigentumsgemeinschaften, sofern diese Mittel nur
zur Bestreitung von Unterhaltskosten fiir die Gemeinschafts-
anlagen verwendet werden;

c) die Betriebskosten, wie die wiederkehrenden Liegenschafts-
abgaben oder die vom Vermieter oder der Vermieterin sel-
ber iibernommenen, nicht auf den Mieter oder die Mieterin
iberwilzten Kosten fiir Wasser, Gas, Strom, Heizung, Warm-
wasseraufbereitung, Beleuchtung, Abwasser- und Abfallent-
sorgung, Hauswart, gemeinschaftlich genutzte Ridume und
Anlagen usw.

> Zu den Versicherungsprdamien gehoren die Sachversicherungspriami-
en fiir die Liegenschaft (Brand-, Wasserschaden-, Glas- und Haft-
pflichtversicherung usw.).

*Zu den Kosten der Verwaltung gehoren insbesondere die Auslagen
fiir Porti, Telefon, Inserate, Formulare und Betreibungen; ferner die
tatsdchlichen Entschddigungen an Liegenschaftsverwalter oder -ver-
walterin, nicht hingegen die kalkulatorischen Kosten fiir die eigene
Arbeit des Hauseigentiimers oder der Hauseigentiimerin.

§ 35 ¢) Nicht abziehbare Liegenschaftskosten

' Nicht abziehbar sind die Aufwendungen fiir die Anschaffung oder
Wertvermehrung eines Grundstiicks (Anlagekosten) sowie die
Lebenshaltungskosten. Zu den nicht abziehbaren Kosten gehoéren ins-

besondere:
a) 29)
b) die einmaligen Beitrdge des Grundeigentiimers oder der

Grundeigentiimerin wie die Strassenanwinderbeitrage oder
die erstmaligen Anschlussgebiihren fiir Kanalisation, Wasser,
Gas, Strom usw.;

c) bei Liegenschaften des Privatvermogens die Kosten fiir
Wasser, Gas, Strom, Heizung, Warmwasseraufbereitung, Be-
leuchtung, Abwasser- und Abfallentsorgung, vorbehiltlich
derjenigen, die der Vermieter oder die Vermieterin selber
iibernimmt (§ 34 Abs. 1 lit. ¢).

» § 35 lit. a aufgehoben durch RRB vom 22. 3. 2011 (wirksam seit 27. 3. 2011).
12
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§ 36 d) Massnahmen fiir das Energiesparen und fiir den Um-
welt- und Denkmalschutz

' Wie Unterhaltskosten abziehbar sind, soweit sie nicht subventioniert
werden, die wertvermehrenden Aufwendungen fiir Massnahmen, wel-
che:

a) zur rationellen Energieverwendung oder zur Nutzung erneu-
erbarer Energien beitragen und die sich auf den Ersatz von
veralteten oder auf die erstmalige Anbringung von neuen
Bauteilen oder Installationen in bestehenden Geb#duden be-
ziehen, soweit sie bei der direkten Bundessteuer * in Abzug
gebracht werden konnen;

b) der Erfiillung gesetzlicher oder behordlich veranlasster Um-
welt oder Denkmalschutzvorschriften dienen.

§ 36a e) Riickbaukosten im Hinblick auf den Ersatzneubau

' Als abziehbare Riickbaukosten im Hinblick auf den Ersatzneubau
gelten die Kosten der Demontage von Installationen, des Abbruchs
des vorbestehenden Gebédudes sowie des Abtransports und der Ent-
sorgung des Bauabfalls.

? Nicht abziehbar sind insbesondere die Kosten von Altlastensanie-
rungen des Bodens und von Geldndeverschiebungen, Rodungen, Pla-
nierungsarbeiten sowie Aushubarbeiten im Hinblick auf den Ersatz-
neubau.

* Die steuerpflichtige Person hat der zustidndigen Steuerbehorde die
abziehbaren Kosten, gegliedert nach Demontage-, Abbruch-, Ab-
transport- und Entsorgungskosten, in einer separaten Abrechnung
auszuweisen.

* Riickbaukosten sind nur insoweit abziehbar, als der Ersatzneubau
durch dieselbe steuerpflichtige Person vorgenommen wird.

§ 36b f) Ersatzneubau

' Als Ersatzneubau gilt ein Bau, der nach Abschluss des Riickbaus ei-
nes Wohngebdudes oder eines gemischt genutzten Gebédudes innert
angemessener Frist auf dem gleichen Grundstiick errichtet wird und
eine gleichartige Nutzung aufweist.

 § 36 lit. a: Art. 5 bis 8 der Verordnung des Schweizerischen Bundesrates vom
24. August 1992 iiber den Abzug der Kosten von Liegenschaften des Privat-
vermogens, SR 642.116; Verordnung des Eidgendssischen Finanzdeparte-
mentes vom 24. August 1992 iiber die Massnahmen zur rationellen Energie-
verwendung und zur Nutzung erneuerbarer Energien, SR 642.116.1.

' Eingefiigt am 15. Oktober 2019, in Kraft seit 1. Januar 2020 (KB 19.10.2019)

* Eingefiigt am 15. Oktober 2019, in Kraft seit 1. Januar 2020 (KB 19.10.2019)
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§ 36¢> g) Auf die beiden nachfolgenden Steuerperioden iiber-
tragbare Kosten

' Konnen die dem Energiesparen und dem Umweltschutz dienenden
Investitionskosten oder die Riickbaukosten im Hinblick auf den
Ersatzneubau im Jahr der angefallenen Aufwendungen nicht vollstén-
dig steuerlich beriicksichtigt werden, so konnen die verbleibenden
Kosten auf die folgende Steuerperiode iibertragen werden.

> Konnen die iibertragenen Kosten auch in dieser Steuerperiode nicht
vollstdndig steuerlich beriicksichtigt werden, so konnen die verblei-
benden Kosten auf die folgende Steuerperiode iibertragen werden.

* Der Ubertrag erfolgt, sofern das Reineinkommen negativ ist.

* Werden Kosten auf eine folgende Steuerperiode iibertragen, so kann
auch in dieser Steuerperiode kein Pauschalabzug geltend gemacht
werden.

* Erfolgt nach Vornahme des Ersatzneubaus ein Wohnsitzwechsel in-
nerhalb der Schweiz oder eine Eigentumsiibertragung der Liegen-
schaft, so behilt die steuerpflichtige Person das Recht, die verbleiben-
den tibertragbaren Kosten abzuziehen. Dies gilt auch bei Wegzug ins
Ausland, wenn die Liegenschaft im Eigentum der steuerpflichtigen
Person verbleibt.

§ 37 h) Liegenschaftskostenpauschale

'Fiir Liegenschaften des Privatvermogens, nicht jedoch fiir Liegen-
schaften des Geschiftsvermogens, kann die steuerpflichtige Person
anstelle der tatséchlichen Kosten und Pramien sowie der den Unter-
haltskosten gleichgestellten Aufwendungen gemdss §§ 36 und
36a Abs. 1 einen Pauschalabzug geltend machen. Dieser Pauschalab-
zug betrigt: 3
a) wenn das Gebdude zu Beginn der Steuerperiode bis zehn
Jahre alt ist, 10 Prozent vom Mietertrag (ohne Nebenkosten)
bzw. Eigenmietwert;
b) wenn das Gebdude in diesem Zeitpunkt &lter ist als zehn Jah-
re, 20 Prozent vom Mietertrag (ohne Nebenkosten) bzw.
Eigenmietwert.

? Die steuerpflichtige Person kann in jeder Steuerperiode und fiir jede
Liegenschaft zwischen dem Abzug der tatsdchlichen Kosten und dem
Pauschalabzug wihlen (Wechselpauschale).

*Ein Pauschalabzug ist ausgeschlossen, wenn die Liegenschaft von
Dritten vorwiegend geschiftlich genutzt wird. *

* Eingefligt am 15. Oktober 2019, in Kraft seit 1. Januar 2020 (KB 19.10.2019)
* Fassung vom 15. Oktober 2019, in Kraft seit 1. Januar 2020 (KB 19.10.2019)
* Fassung vom 15. Oktober 2019, in Kraft seit 1. Januar 2020 (KB 19.10.2019)
* Eingeftigt am 15. Oktober 2019, in Kraft seit 1. Januar 2020 (KB 19.10.2019)
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B.ILS. Allgemeine Abziige

§ 38 a) Schuldzinsen

' Abziehbar bis zum Hochstbetrag geméss § 32 Abs. 1 lit. a StG sind
die Zinsen fiir die Beanspruchung fremden Kapitals wie Darlehens-,
Obligationen-, Hypothekar- und Kleinkreditzinsen.

? Nicht abziehbar sind:
a) die kalkulatorischen Zinsen auf dem Eigenkapital des Ge-
schiftsbetriebs;
b) die Ratenzahlungen und Amortisationen zur Tilgung einer
Schuld;
c) die Schuldzinsen, die unmittelbar mit der Finanzierung eines

Neu oder Umbaus (Baukreditzinsen) und des betreffenden
Baulands zusammenhingen, fiir die Zeit bis zum Bezug der
Liegenschaft;

d) die Baurechtszinsen bei selbstgenutzten Wohnliegenschaften
(Einfamilienhduser und Eigentumswohnungen).

§ 39 b) Unterhaltsbeitrige

! Periodische Unterhaltsbeitrdge sind in der Steuerperiode abziehbar,
in welcher sie tatsdchlich bezahlt werden.

? Unterhaltsbeitrdge an den rechtlich oder tatsédchlich getrennt leben-
den Ehegatten und minderjéhrige Kinder, die im gerichtlichen Ent-
scheid oder in der Trennungsvereinbarung nicht getrennt ausgewie-
sen, sondern in einem Gesamtbetrag zusammengefasst sind, werden
wie folgt aufgeteilt:

Anzahl Kinder Anteil Ehegatte Anteil Kinder
1 2/3 1/3
2 12 12
3 2/5 3/5
4 und mehr 1/3 2/3

* Kapitalabfindungen, die der Abgeltung von Unterhaltsanspriichen
dienen, sind nicht abziehbar.
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§ 40 ¢) Krankheits-, unfall- und behinderungsbedingte Kosten

' Als Krankheits- und Unfallkosten im Sinne von § 33 lit. a StG gelten
die Aufwendungen fiir Massnahmen zur Erhaltung und Wiederher-
stellung der korperlichen oder psychischen Gesundheit, insbesondere
die Aufwendungen fiir drztliche Behandlung (Honorare, Medikamen-
te usw.), fiir besondere Heilmassnahmen (Diédten, Massagen, Béader
usw.), fiir besondere Pflege (Pflegepersonal, Spital-, Heim-, Klinik-,
arztlich verordneter Kuraufenthalt usw.) oder fiir die Anschaffung
und den Unterhalt von Hilfsmitteln (medizinische Apparate, Brillen,
Prothesen, Invalidenfahrzeuge usw.). Nicht abziehbar sind Auslagen
fir medizinisch nicht notwendige Massnahmen, wie Schlankheits-
oder Fitnesskuren, Schonheitsbehandlungen, Selbsterfahrungskurse,
Lebensberatung und andere &rztlich nicht verordnete Vorkehren.

? Als behinderungsbedingte Kosten im Sinne von § 32 Abs. 1 lit. h StG
gelten die notwendigen, als kausale Folge einer Behinderung entste-
henden Aufwendungen, insbesondere die Kosten fiir die ambulante
Pflege, Betreuung und Begleitung (sog. Assistenzkosten), fiir Haus-
halthilfen und Kinderbetreuung, fiir Aufenthalte in Tagesstrukturen,
fir Heim- und Entlastungsaufenthalte, fiir heilpadagogische Therapi-
en und Rehabilitationsmassnahmen, fiir den Transport zur Arztin
oder zum Arzt oder zur Therapie, fiir Hilfsmittel, Pflegeartikel oder
spezielle Kleider, fiir Anpassungen der Wohnstitte und fiir den be-
hinderungsbedingten Besuch des Kindes in einer Privatschule. Nicht
abziehbar sind die Kosten fiir unentgeltlich erbrachte Pflegeleistun-
gen, fiir die iibliche Verpflegung, fiir den nicht behinderungsbeding-
ten Aufenthalt in einem Altersheim und fiir Freizeitfahrten.

* Abziehbar sind nur die krankheits-, unfall- oder behinderungsbe-
dingten Mehrauslagen. Bei Aufenthalt in einem Pflegeheim oder in
einer Heilstitte sind die gewohnlichen Lebenshaltungskosten fiir Ver-
pflegung, Unterkunft und Bekleidung usw. nicht abziehbar.

*Nur die von der steuerpflichtigen Person selbst zu tragenden und
nicht von einer Versicherung oder einem anderen Leistungstriger
iibernommenen Kosten sind abziehbar.

5 Art, Hohe und Notwendigkeit der krankheits-, unfall- oder behinde-
rungsbedingten Kosten sind von der steuerpflichtigen Person mittels
geeigneter Belege nachzuweisen. Die Steuerverwaltung kann die Ein-
reichung &rztlicher Zeugnisse sowie Bescheinigungen der Krankeno-
der Unfallversicherung iiber die Kostenbeteiligung verlangen.

¢ Die krankheits-, unfall- oder behinderungsbedingten Kosten sind in
der Steuerperiode abziehbar, in welcher sie bezahlt werden.

) § 40 samt Titel c in der Fassung des RRB vom 18. 3. 2008 (wirksam seit 1. 1.
2008, publiziert am 27. 3. 2008, Rektifikat publiziert am 2. 4. 2008).
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B.III. Sozialabziige

B.II1.1. Kinderabzug

§ 41

B.IIL.2. Abzug fiir Alleinstehende mit Kindern

§ 429

' Der Abzug fiir alleinstehende Eltern minderjéhriger, erwerbsunfihi-
ger oder in Ausbildung stehender Kinder steht derjenigen Person zu,
die mit dem Kind in hiuslicher Gemeinschaft am gleichen Wohnsitz
lebt, mit ihrem Einkommen und Vermégen (einschliesslich der von
ihr versteuerten Kinderalimente) den Unterhalt des Kindes zur
Hauptsache bestreitet und nicht im Konkubinat mit dem anderen El-
ternteil oder einer andern Person lebt.

B.II1.3. Abzug fiir alleinstehende Rentner und Rentnerinnen

§ 43

! Der Rentnerabzug steht unverheirateten, geschiedenen, getrenntle-
benden oder verwitweten Personen zu, die das Alter fiir den Bezug
der ordentlichen AHV-Rente erreicht haben.

?Der Abzug steht auch alleinstehenden Personen zu, die das AHV-
Rentenalter noch nicht erreicht haben, deren Einkommen jedoch zu
mindestens der Hilfte aus Renten der Sozialversicherung (Saule 1),
der beruflichen Vorsorge (Séule 2) und der gebundenen Selbstvorsor-
ge (Sdule 3a) besteht.

B.I11.4. Abzug wegen Kinderbetreuung

§ 449

* § 41 aufgehoben durch RRB vom 22. 3. 2011 (wirksam seit 27. 3. 2011).

* § 42 in der Fassung des RRB vom 18. 3. 2008 (wirksam seit 1. 1. 2008, publi-
ziert am 27. 3. 2008, Rektifikat publiziert am 2. 4. 2008).

“ § 44 aufgehoben RRB vom 22. 3. 2011 (wirksam seit 27. 3. 2011).
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B.IV. Zeitliche Grundlagen

B.IV.1. Einreichung des Geschéftsabschlusses

§ 45

' Selbstédndigerwerbende haben grundsétzlich in jeder Steuerperiode
einen Geschiftsabschluss zu erstellen.

2Ein Geschiftsabschluss ist ferner einzureichen, wenn die Steuer-
pflicht kraft personlicher oder wirtschaftlicher Zugehorigkeit endet,
in jedem Fall aber bei Aufgabe der selbstindigen Erwerbstdtigkeit.
Wird bei Fortfithrung der bisherigen Steuerpflicht aufgrund personli-
cher oder wirtschaftlicher Zugehorigkeit Geschéftsvermogen in Pri-
vatvermogen, ausldndische Betriebe oder Betriebsstétten iiberfiihrt,
geniigt die Einreichung eines Zwischenabschlusses.

*Beim génzlichen oder teilweisen Wegfall der Steuerpflicht in der
Schweiz oder bei Aufgabe der selbstindigen Erwerbstitigkeit sind
alle davon betroffenen, bisher unversteuert gebliebenen stillen Reser-
ven zusammen mit dem Reingewinn des betreffenden Geschiftsjahres
zu versteuern.

B.IV.2. Bemessung des Einkommens bei selbstédndiger
Erwerbstitigkeit

§ 46

' Das Einkommen aus selbstidndiger Erwerbstitigkeit bemisst sich
nach dem Ergebnis des in der Steuerperiode abgeschlossenen Ge-
schiftsjahres. Das gilt auch bei Aufnahme oder Aufgabe der Er-
werbstétigkeit oder bei neuer Festlegung des Zeitpunktes fiir den Ge-
schiftsabschluss, wenn das daraus resultierende Geschiftsjahr mehr
oder weniger als zwolf Monate umfasst.

?Das Ergebnis des Geschéftsabschlusses wird in seinem tatsédchlichen
Umfang fiir die Bemessung des fiir die Steuerperiode massgeblichen
Einkommens herangezogen.

* Bei ganzjahriger Steuerpflicht ist fiir die Satzbestimmung das Ergeb-
nis des Geschiftsabschlusses ohne Umrechnung heranzuziehen. Bei
unterjahriger Steuerpflicht und unterjéhrigem Geschiftsjahr werden
die ordentlichen Gewinne fiir die Satzbestimmung auf zwolf Monate
umgerechnet; die Umrechnung erfolgt aufgrund der Dauer der Steu-
erpflicht. Ubersteigt jedoch die Dauer des unterjihrigen Geschiifts-
jahres jene der unterjdhrigen Steuerpflicht, konnen die ordentlichen
Gewinne fiir die Satzbestimmung nur aufgrund der Dauer des Ge-
schiftsjahres auf zwolf Monate umgerechnet werden.

*Die ordentlichen Gewinne eines Geschiftsjahres, das zwolf oder
mehr Monate umfasst, werden fiir die Satzbestimmung auch bei un-
terjahriger Steuerpflicht nicht umgerechnet.
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’Die ausserordentlichen Faktoren (namentlich Kapitalgewinne und
buchmissig realisierte Wertvermehrungen) werden fiir die Satzbe-
stimmung nie umgerechnet.

C. Die Vermogenssteuer

C.I. Bewertung des Vermogens

C.I.1. Grundsatz

§ 47

'Das Vermogen wird grundsétzlich, vorbehiltlich besonderer Vor-
schriften, zum Verkehrswert bewertet.

? Bei bestrittenen oder gefdhrdeten Vermogenswerten wird dem Grad
der Verlustwahrscheinlichkeit angemessen Rechnung getragen.

C.1.2. Wertpapiere und Forderungen

§ 48 a) Verkehrswert von Wertpapieren und Forderungen

' Der Verkehrswert von Wertpapieren und Forderungen wird wie
folgt bestimmt:

a) fiir kotierte Wertpapiere gilt, vorbehiltlich lit. b, der Borsen-
kurs am Bemessungsstichtag;

b) fiir Wertpapiere, die an einer inldndischen Borse kotiert sind,
gilt bei Bewertungen auf das Ende eines Kalenderjahres der
in der Kursliste der Eidgendssischen Steuerverwaltung ent-
haltene Kurs als Verkehrswert;

c) fuir nicht kotierte Wertpapiere ist der Verkehrswert nach der
von der Schweizerischen Steuerkonferenz und der Eidgenos-
sischen Steuerverwaltung herausgegebenen «Wegleitung zur
Bewertung von Wertpapieren ohne Kurswert fiir die Vermo-
genssteuer» zu ermitteln; ausserborsliche Kursnotierungen
sind dabei angemessen zu beriicksichtigen;

d) fiir Forderungen und Guthaben gilt der Nominalwert.

? Sperrfristen auf Mitarbeiterbeteiligungen geméss § 18b Abs. 1 des
Gesetzes werden mit einem FEinschlag auf dem Verkehrswert von
20% berticksichtigt. “

“ § 48 Abs. 2 eingefiigt durch RRB vom 29. 1. 2013 (wirksam seit 1. 1. 2013,
publiziert am 2. 2. 2013).
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§ 49 b) Ertragswert von Wertpapieren und Forderungen

' Der Ertragswert von Wertpapieren und Forderungen wird durch Ka-
pitalisierung des Bruttoertrags mit dem Kapitalisierungssatz geméss
Abs. 3 bestimmt.

? Der Bruttoertrag entspricht grundsitzlich dem bis zum Bemessungs-
stichtag erzielten Jahresertrag.

* Als Kapitalisierungssatz gilt das Mittel aus dem Zinssatz fiir Sparhef-
te der Basler Kantonalbank und der Rendite fiir Bundesobligationen
per Ende September der Steuerperiode. *)

* Fallt der Bemessungsstichtag nicht auf das Ende eines Kalenderjah-
res, wird der Ertragswert anhand der fiir das Vorjahr anwendbaren
Bewertungsfaktoren (Bruttoertrag, Kapitalisierungssatz) bestimmt. *

C.1.3. Grundstiicke

§ 504 a) Vermietete und verpachtete Grundstiicke

' Vermietete und verpachtete Grundstiicke des Privat- und des Ge-
schéftsvermogens werden grundsétzlich zum Ertragswert bewertet.
?Der Ertragswert wird durch Kapitalisierung des Bruttoertrags mit
dem Kapitalisierungssatz geméss Abs. 4 bestimmt.

* Der Bruttoertrag entspricht grundsétzlich dem bis zum Bemessungs-
stichtag erzielten Jahresertrag (unter Einschluss der dem Eigenbedarf
dienenden Nutzungen), ohne Abzug der Unterhalts-, Betriebs- und
Verwaltungskosten sowie der Schuldzinsen und ohne Beriicksichti-
gung der Nebenkosten (wie Heizung, Warmwasser, Lift, Hauswart
usw.). Bei fehlender oder nur teilweiser Vermietung oder Verpach-
tung eines Grundstiicks infolge Renovation oder anderer besonderer
Umsténde wird der Bewertung der durchschnittliche Jahresertrag der
Vorjahre zugrundegelegt, bei Fehlen eines solchen der ordentlicher-
weise erzielbare Jahresertrag.

* Der Regierungsrat legt den Kapitalisierungssatz periodisch fest und
beriicksichtigt dabei den Zinssatz der Basler Kantonalbank fiir neue
Ersthypotheken auf Wohnbauten per 30. September vor dem Bemes-
sungsstichtag, einen Zuschlag fiir die itiblichen Bewirtschaftungskos-
ten und die Ergebnisse regelmissiger statistischer Verkaufspreiserhe-
bungen.

) § 49 Abs. 2 Satz 2 aufgehoben durch RRB vom 11. 11. 2003 (wirksam seit 31.

12.2003).

“ § 49 Abs. 3 in der Fassung des RRB vom 11. 11. 2003 (wirksam seit 31. 12.
2003).

“ § 49 Abs. 4 beigefiigt durch RRB vom 11. 11. 2003 (wirksam seit 31. 12.
2003).

® § 50: Abs. 3 Satz 2 in der Fassung des RRB vom 11. 11. 2003 (wirksam seit
31. 12. 2003); Abs. 4 in der Fassung des RRB vom 12. 10. 2004 (wirksam seit
31. 12. 2004); Abs. 5 aufgehoben durch den vorgenannten RRB vom 12. 10.
2004; Abs.6 und 7 beigefiigt durch den erstgenannten RRB vom 11. 11. 2003.
“ § 50 Abs. 4: Kapitalisierungssitze: Siche Anhang Ziff. 1.
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¢ Fallt der Bemessungsstichtag nicht auf das Ende eines Kalenderjah-
res, wird der Ertragswert anhand der fiir das Vorjahr anwendbaren
Bewertungsfaktoren (Bruttoertrag, Kapitalisierungssatz) bestimmt.

7 Bei unterjahrigem Grundeigentum wird der erzielte Ertrag auf zwolf
Monate umgerechnet.

§ 51 b) Selbstgenutzte Grundstiicke

' Selbstgenutzte Grundstiicke des Privat- oder des Geschéiftsvermo-
gens werden zum Realwert bewertet. Der Realwert setzt sich zusam-
men aus dem Gebdudewert und dem Landwert.

2 Als Gebdudewert gilt der (indexierte) Gebidudeversicherungswert
unter angemessener Berticksichtigung der zustandsabhingigen Alter-
sentwertung geméiss Gebdudeversicherung. Die Altersentwertung be-
tragt maximal 50 Prozent des Gebdudeversicherungswerts. *”

*Der Landwert entspricht dem relativen Landwert. Der relative
Landwert leitet sich aus dem absoluten Landwert gemiss Bodenwert-
katalog ab und beriicksichtigt die altersabhidngige Nutzungsintensitit
des Grundstiicks durch einen prozentualen Einschlag. Der Boden-
wertkatalog enthélt die auf den Erhebungen des kantonalen Grund-
buch- und Vermessungsamts basierenden absoluten Landwerte. Diese
richten sich nach dem Durchschnitt der Immobilienpreise, welche bei
vergleichbaren Verhiltnissen in der selben Gegend und Bauzone in
den letzten zwei Jahren vor der Bewertung bezahlt wurden. Zum
Ausgleich von Schwankungen und Spitzenwerten wird auf diesem
Mittelwert ein prozentualer Einschlag gewihrt.

* Liegenschaften, die mehr als 100 Jahre alt sind, die unter Denkmal-
schutz stehen oder sich in der Schutz- oder Schonzone befinden oder
die ausschliesslich oder teilweise einem Fabrikations- oder Gewerbe-
betrieb dienen, werden einer gesonderten Bewertung unterstellt.

§ 52 c) Baurechte

' Fiir vermietete Baurechtsliegenschaften wird der Ertragswert durch
Kapitalisierung des Bruttoertrags abziiglich des geschuldeten Bau-
rechtszinses ermittelt.

* Fir selbstgenutzte Baurechtsliegenschaften wird der Realwert allein
auf der Basis des Gebaudewertes bestimmt.

* Fuir baurechtbelastete Grundstiicke wird der Ertragswert durch Ka-
pitalisierung des vereinnahmten Baurechtszinses ermittelt.

“Im Ubrigen gelten die §§ 50, 51 und 53 sinngemiiss.

§ 52a® d) Land- und forstwirtschaftlich genutzte Grundstiicke *)

' Land- und forstwirtschaftlich genutzte Grundstiicke werden zum Er-
tragswert bewertet.

“ § 51 Abs. 2 in der Fassung des RRB vom 23. 10. 2001 (wirksam seit 31. 12.
2001).

“ § 52a eingefiigt durch RRB vom 11. 11. 2003 (wirksam seit 31. 12. 2003).

“ Titel d eingefiigt durch RRB vom 11. 11. 2003 (wirksam seit 31. 12. 2003); da-
durch wurden die Titel d, e und f zu Titel e, f und g.
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§ 53 e) Ungenutzte Grundstiicke

' Bauland sowie nicht oder nur teilweise genutzte Grundstiicke, die
zwecks Neuiiberbauung oder Weiterverkauf als Bauland gehalten
werden, werden zum Verkehrswert bewertet.

? Kulturland und Waldparzellen, die keinen oder nur einen offensicht-
lich untersetzten Ertrag abwerfen, werden zum Verkehrswert bewer-
tet.

* Als Verkehrswert gilt der absolute Landwert geméss § 51 Abs. 3.

§ 54 f) Auswirtige Grundstiicke "

' Nicht im Kanton gelegene vermietete oder verpachtete Grundstiicke
werden geméss § 50 bewertet.

?In anderen Kantonen gelegene selbstgenutzte Grundstiicke werden
unter Anwendung der Umrechnungskoeffizienten gemaéss den von der
Schweizerischen Steuerkonferenz periodisch herausgegebenen Kreis-
schreiben iiber die Regeln fiir die Bewertung der Grundstiicke bei der
interkantonalen Steuerausscheidung bewertet.

* Ergeben sich, insbesondere bei Bauland, Missverhéltnisse zwischen
den bezahlten Kaufpreisen und den auswirtigen Steuerwerten, so
sind die auswértigen Grundstiicke nach denjenigen Bestimmungen zu
bewerten, die fiir im Kanton gelegene Grundstiicke anzuwenden sind.

§ 55 g) Zeitpunkt der Bewertung von Grundstiicken 2

! Vermietete und verpachtete Grundstiicke des Privat- und des Ge-
schéftsvermogens werden grundsitzlich fiir jede Steuerperiode neu
bewertet.

2 Selbstgenutzte Grundstiicke des Privat- und des Geschiftsvermo-
gens werden einer allgemeinen Neubewertung unterzogen, wenn sich
aufgrund periodisch durchzufiihrender statistischer Erhebungen zeigt,
dass die Vermogenssteuerwerte in einer erheblichen Zahl von Fallen
im Durchschnitt in wesentlichem Ausmass von den tatséchlich erziel-
baren Verkehrswerten abweichen.

* Eine Neufestsetzung des Vermogenssteuerwertes fiir selbstgenutzte
Grundstiicke erfolgt beim Abbruch, bei einer Neuerstellung oder bei
einer umfassenden Renovation einer Liegenschaft, bei der Umzonung
eines Grundstiicks oder bei einer Anderung der Nutzungsart. %

* § 53, Titel e: Durch Einfiigen von § 52a samt Titel durch RRB vom 11. 11.
2003 (wirksam seit 31. 12. 2003) wurden die Titel d, e und f zu Titel e, f und

g.
0 § 54, Titel f: Durch Einfiigen von § 52a samt Titel durch RRB vom 11. 11.
2003 (wirksam seit 31. 12. 2003) wurden die Titel d, e und f zu Titel e, f und

g.
™ § 55, Titel g: Durch Einfiigen von § 52a samt Titel durch RRB vom 11. 11.
2003 (wirksam seit 31. 12. 2003) wurden die Titel d, e und f zu Titel e, f und

g.
* § 55 Abs. 3 in der Fassung des RRB vom 18. 3. 2008 (wirksam seit 1. 1. 2008,
publiziert am 27. 3. 2008, Rektifikat publiziert am 2. 4. 2008).
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C.IL Steuervorauszahlungen und Steuerschulden

§ 56

' Akontozahlungen fiir die noch nicht filligen Steuern der laufenden
Steuerperiode (Steuervorauszahlungen) werden nicht zum Vermogen
hinzugerechnet.

? Noch nicht féllige Steuerschulden sind nicht abziehbar.

C.III. Steuerfreies Vermogen

§ 57

'Zum Hausrat gehoren die Gegenstdnde, die zur tiblichen Einrich-
tung einer Wohnung gehoren und tatsdchlich Wohnzwecken dienen,
namentlich Mobel, Teppiche, Bilder, Kiichen- und Gartengerite, Ge-
schirr, Biicher sowie Gerite der Unterhaltungselektronik.

2 Als personliche Gebrauchsgegenstinde gelten die Gegenstidnde des
taglichen Gebrauchs, wie namentlich Kleider, Schmuck, Sportgerite,
Photo- und Filmapparate und Fahrzeuge.

* Nicht zum Hausrat oder zu den personlichen Gebrauchsgegenstin-
den zihlen Vermogensgegenstinde, deren Wert das gemeinhin Ubli-
che deutlich iibersteigt, wie bspw. Schiffe, Luftfahrzeuge, Reitpferde,
Kunst- und andere Sammlungen und dergleichen.

2. Teil: Die Gewinn- und die Kapitalsteuer der juristischen
Personen

2.I. Steuerpflicht

2.I.1. Wirtschaftliche Zugehorigkeit

§ 58

' Die Bestimmungen iiber die wirtschaftliche Zugehorigkeit natiirli-
cher Personen bei Vorliegen einer Betriebsstitte (§ 2) gelten sinnge-
miss auch fiir die juristischen Personen.

2.1.2. Steuerausscheidung

§ 59

* Aufgehoben am 17. Dezember 2019, in Kraft seit 1. Januar 2020 (KB
21.12.2019)
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2.1.3. Steuerbefreiung von Einrichtungen der beruflichen
Vorsorge

§ 60 a) Tragerschaft

' Einrichtungen in der Rechtsform einer Stiftung oder Genossenschaft
sowie Einrichtungen des offentlichen Rechts sind, sofern ihre Mittel
dem Zwecke der beruflichen Vorsorge dienen, von der Gewinn- und
Kapitalsteuer befreit, nicht jedoch von der Grundstiickgewinn- und
von der Grundstiicksteuer.

*Von der Gewinn- und Kapitalsteuer befreit sind nur Vorsorgeein-
richtungen mit Sitz in der Schweiz, deren Leistungen den Vorsorge-
nehmern von Unternehmen mit Sitz oder Betriebsstétte in der
Schweiz oder von ihnen nahestehenden Unternehmen dienen.

§ 61 b) Zweck der beruflichen Vorsorge

' Als zuldssige Zwecke der beruflichen Vorsorge gelten:
a) die Deckung der Risiken Alter, Tod und Invaliditit;
b) die Ausrichtung von Unterstiitzungsleistungen an die Vorsor-
genehmer und Vorsorgenehmerinnen oder an ihre Hinterlas-
senen in Notlagen wie bei Krankheit, Unfall, Invaliditédt oder

Arbeitslosigkeit;

c) die Anlage oder Verwaltung des Vermogens von oder die
Leistung von Beitrdgen an Einrichtungen der beruflichen
Vorsorge.

> Weitere Zwecke sind ausgeschlossen.

*Massgebend sind die Vorschriften des Bundesgesetzes iiber die
berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge vom 25.
Juni 1982 und der dazugehorigen Bundesverordnungen. *

§ 62 ¢) Vorsorgetitigkeit

' Die Einkiinfte und Vermogenswerte einer Vorsorgeeinrichtung miis-
sen ausschliesslich und unwiderruflich dem Zwecke der beruflichen
Vorsorge dienen.

* Die Vorsorgeeinrichtung hat ihre Tétigkeit sofort nach ihrer Errich-
tung aufzunehmen und die statutarisch vorgesehenen Zwecke zu er-
fillen.

*Schliesst eine Vorsorgeeinrichtung Versicherungsvertrdge ab oder
tritt sie in solche ein, muss sie sowohl Versicherungsnehmerin als
auch Begiinstigte sein.

§ 63 d) Kollektivitit der Vorsorge

§ 64 e) Planmadssigkeit und Angemessenheit der Vorsorge

% § 61 Abs. 3 beigefiigt durch RRB vom 18. 10. 2005 (wirksam seit 1. 1. 2006).
* § 63 aufgehoben durch RRB vom 18. 10. 2005 (wirksam seit 1. 1. 2006).
7 § 64 aufgehoben durch RRB vom 18. 10. 2005 (wirksam seit 1. 1. 2006).
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§ 65 f) Begiinstigtenordnung

§ 66 g) Selbstindigerwerbende

2.1I. Berechnung des Reingewinns

2.11.1. Gewinnausschiittungen

§ 67

! Als verdeckte Gewinnausschiittungen im Sinne von § 69 Abs. 1 lit. b
Ziff. 5 StG gelten namentlich:

a) iibersetzte Kaufpreise und dhnliche Vergiitungen, soweit sie
das tbersteigen, was einer unbeteiligten Drittperson hitte
bezahlt werden miissen;

b) ibersetzte Kapital-, Miet- und Pachtzinsen fiir der Kapitalge-
sellschaft oder Genossenschaft zur Verfiigung gestelltes Ka-
pital oder sonstiges bewegliches und unbewegliches Vermo-

gen;

) iibersetzte Entschddigungen fiir Arbeitsleistungen, Reise-,
Verpflegungs- und Représentationsspesen und dergleichen;

d) Zahlungen fiir private Auslagen der anteilsberechtigten Per-

sonen oder ihnen Nahestehenden, wie bspw. private Auto-
und Liegenschaftskosten, Wohnungsmiete, Versicherungen

USW.;

e) die Finanzierung einer dem iibrigen Personal nicht gewihrten
beruflichen Vorsorge und iibersetzte Vorsorgeleistungen;

f) unentgeltlich oder gegen zu geringes Entgelt gewéhrte Vor-

teile, welche unbeteiligten Dritten nicht zu gleichen Bedin-
gungen gewéhrt worden wiren;
g) der Verzicht auf die iibliche Gegenleistung bei Gewédhrung
von Darlehen oder anderen Leistungen.
> Offene Gewinnausschiittungen sind gemaéss § 69 Abs. 1 lit. b Ziff. 5
StG zum steuerbaren Gewinn hinzu zu zédhlen, wenn sie in Missach-
tung handelsrechtlicher Grundsitze der Erfolgsrechnung als Aufwand
belastet worden sind.

* § 65 aufgehoben durch RRB vom 18. 10. 2005 (wirksam seit 1. 1. 2006).
* § 66 aufgehoben durch RRB vom 18. 10. 2005 (wirksam seit 1. 1. 2006).
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2.11.1** Ermaéssigte Besteuerung von Gewinnen aus Patenten und
vergleichbaren Rechten ©

§ 67a°Y

'Fiir die Anwendung von § 69b des Steuergesetzes gilt die Verord-
nung iiber die ermissigte Besteuerung von Gewinnen aus Patenten
und vergleichbaren Rechten (Patentbox-Verordnung) vom 13. No-
vember 2019.

2.11.2 Abschreibungen

§ 68

' Die Bestimmungen iiber die Abschreibungen fiir natiirliche Perso-
nen (§ 30) gelten sinngemiss auch fiir die juristischen Personen.

2.I1.3. Unternehmensumstrukturierungen

§ 69 62)

2.11.4. Mitgliederbeitrége

§ 70

' Als Mitgliederbeitrdge an Vereine gelten Beitrdge der Aktiv- und
Passivmitglieder, die statutarisch festgelegt sind.

2.I11. Holdinggesellschaften

2.IIL1. Tatigkeit

§ 71

“ Eingeftigt am 17. Dezember 2019, in Kraft seit 1. Januar 2020 (KB
21.12.2019)

) Eingeftigt am 17. Dezember 2019, in Kraft seit 1. Januar 2020 (KB
21.12.2019)

? § 69 aufgehoben durch RRB vom 12. 10. 2004 (wirksam seit 1. 7. 2004, publi-
ziert am 16. 10. 2004).

“ Aufgehoben am 17. Dezember 2019, in Kraft seit 1. Januar 2020 (KB
21.12.2019)
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2.II1.2. Mindestquoten

§ 72

2.111.3. Besteuerung

§ 739

2.IV. Domizilgesellschaften

2.IV.1. Verwaltungsgesellschaften

§ 749

2.IV.2. Gemischte Gesellschaften

§ 75

2.1V.3. Besteuerung

§ 76

2.1V 4. Steuersatz

§ 77

* Aufgehoben am 17. Dezember 2019, in Kraft seit 1. Januar 2020 (KB
21.12.2019)

“ Aufgehoben am 17. Dezember 2019, in Kraft seit 1. Januar 2020 (KB
21.12.2019)

“ Aufgehoben am 17. Dezember 2019, in Kraft seit 1. Januar 2020 (KB
21.12.2019)

 Aufgehoben am 17. Dezember 2019, in Kraft seit 1. Januar 2020 (KB
21.12.2019)

“ Aufgehoben am 17. Dezember 2019, in Kraft seit 1. Januar 2020 (KB
21.12.2019)

“ Aufgehoben am 17. Dezember 2019, in Kraft seit 1. Januar 2020 (KB
21.12.2019)
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3. Teil: Die Quellensteuer

3.1. Natiirliche Personen mit steuerrechtlichem Wohnsitz oder
Aufenthalt in der Schweiz

3.1.1. Steuertarife fiir Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen

§ 78

' Fiir den Steuerabzug an der Quelle werden die folgenden Tarifcodes
den nachstehend aufgefiihrten Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern zugewiesen: "

a) 1)

b)

f)

g)

h)

Tarifcode A: ledigen, geschiedenen, gerichtlich oder tatséch-
lich getrennt lebenden und verwitweten Personen, die nicht
mit Kindern oder unterstiitzungsbediirftigen Personen im
gleichen Haushalt zusammenleben;
Tarifcode B: in rechtlich und tatsdchlich ungetrennter Ehe
lebenden Ehegatten, bei welchen nur ein Ehegatte erwerbs-
tatig ist;
Tarifcode C: in rechtlich und tatséchlich ungetrennter Ehe
lebenden Ehegatten, bei welchen beide Ehegatten erwerbsta-
tig sind;
Tarifcode D:
1. Personen, die eine Nebenerwerbstitigkeit ausiiben,
fiir die Nebenerwerbseinkiinfte,
2. Personen, die vom Versicherer Ersatzeinkiinfte nach
§ 79 beziehen, fiir diese Einkiinfte;
Tarifcode E: Personen, die im vereinfachten Abrechnungs-
verfahren nach § 38a des Gesetzes besteuert werden;
Tarifcode H: ledigen, geschiedenen, gerichtlich oder tatsidch-
lich getrennt lebenden und verwitweten Personen, die mit
Kindern oder unterstiitzungsbediirftigen Personen im glei-
chen Haushalt zusammenleben und deren Unterhalt zur
Hauptsache bestreiten;
Tarifcode L: Grenzgéngerinnen und Grenzgédngern nach dem
Abkommen vom 11. August 1971 zwischen der Schweizeri-
schen Eidgenossenschaft und der Bundesrepublik Deutsch-
land zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Ge-
biete der Steuern vom Einkommen und vom Vermoégen
(DBA-D), welche die Voraussetzungen fiir den Tarifcode A
erfiillen;
Tarifcode M: Grenzgédngerinnen und Grenzgéingern nach
dem DBA-D, welche die Voraussetzungen fiir den Tarifcode
B erfiillen;

™ § 78 Abs. 1 in der Fassung des RRB vom 17. 12. 2013 (wirksam seit 1. 1.

2014).

™ Fassung vom 17. Dezember 2013, wirksam seit 1. Januar 2014 (KB
21.12.2013)
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i) Tarifcode N: Grenzgéngerinnen und Grenzgingern nach dem
DBA-D, welche die Voraussetzungen fiir den Tarifcode C er-
fiillen;

j) Tarifcode O: Grenzgingerinnen und Grenzgingern nach dem
DBA-D, welche die Voraussetzungen fiir den Tarifcode D
erfiillen;

k) Tarifcode P: Grenzgéingerinnen und Grenzgidngern nach dem
DBA-D, welche die Voraussetzungen fiir den Tarifcode H
erfiillen.

" Fiir im Kanton kirchensteuerpflichtige Personen werden die Quel-
lensteuertarife A, B, C und H mit Kirchensteuer und fiir nicht kir-
chensteuerpflichtige Personen ohne Kirchensteuer festgelegt. Die Kir-
chensteuerpflicht wird in den Tarifbezeichnungen wie folgt abgebil-
det: Y mit Kirchensteuerpflicht, N ohne Kirchensteuerpflicht.

*Fiir den Steuerabzug massgebend sind die Verhiltnisse zum Zeit-
punkt der Auszahlung, Uberweisung, Gutschrift oder Verrechnung
der steuerbaren Leistung.

*Als Nebenerwerb gilt eine Tétigkeit mit einer wochentlichen
Arbeitszeit von weniger als 15 Stunden und einem monatlichen Brut-
toeinkommen von weniger als 2'000 Franken.

‘ Die Steuerverwaltung berechnet innerhalb der Tarifcodes die einzel-
nen Tarife entsprechend den fiir die Einkommenssteuer anwendbaren
Abziigen und Tarifen. Fiir die Satzbestimmung werden die regelmés-
sig fliessenden FEinkiinfte auf ein Jahr umgerechnet. Die Tarife ent-
halten nebst dem Quellensteueranteil fiir die kantonalen Steuern
auch den Quellensteueranteil fiir die direkte Bundessteuer. ™

> Auf Gesuch von Steuerpflichtigen mit dem Tarifcode A, B, C oder
H, die Unterhaltsbeitrége leisten, kann die Steuerbehorde zur Milde-
rung von Hérteféllen bei der Anwendung der Tarife Kinderabziige bis
hochstens zur Hohe der Unterhaltsbeitridge beriicksichtigen. Wurden
Unterhaltsbeitrige bei der Anwendung dieser Tarife beriicksichtigt,
so wird im Folgejahr die effektive Steuerschuld der Steuerpflichtigen
von Amtes wegen nachberechnet. 7

3.1.2. Ersatzeinkiinfte

§ 79

' Als Ersatzeinkiinfte im Sinne von § 91 Abs. 2 StG sind steuerbar alle
an die Stelle des Erwerbseinkommens tretenden Ersatzeinkiinfte aus
Arbeitsverhiltnis sowie aus Kranken-, Unfall-, Invaliden- und
Arbeitslosenversicherung. Insbesondere gehoren dazu Taggelder,
Entschiddigungen, Teilrenten und an deren Stelle tretende Kapitalleis-
tungen.

™ Eingefiigt am 24. September 2019, in Kraft seit 1. Januar 2020 (KB
28.09.2019)

™ § 78 Abs. 4 in der Fassung des RRB vom 17. 12. 2013 (wirksam seit 1. 1.
2014).

™ § 78 Abs. 5 in der Fassung des RRB vom 17. 12. 2013 (wirksam seit 1. 1.
2014).
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? Fur Ersatzeinkiinfte, die nicht in Form von Kapitalabfindungen aus-
gerichtet werden, richtet sich der Steuerabzug nach den Tarifen ge-
mass § 78 Abs. 1.

*Fiir Ersatzeinkiinfte, welche in Form von Kapitalleistungen ausbe-
zahlt werden, richtet sich der Steuerabzug nach dem Tarif fiir Kapital-
abfindungen (Tarif E). Die Berechnung dieses Tarifs nimmt die Steu-
erverwaltung nach Massgabe von § 39 Abs. 1 StG vor; er enthélt nebst
dem Quellensteueranteil fiir die kantonalen Steuern auch den Quel-
lensteueranteil fiir die direkte Bundessteuer.

3.1.3. Nachveranlagung der Quellensteuer

§ 80

' Bei der Nachveranlagung der Quellensteuer gemiss § 92 Abs. 6 StG
ist die individuelle Beriicksichtigung allgemeiner und sozialer Abziige
nur zuldssig, soweit sie nicht im Quellensteuertarif enthalten sind. Die
Bemessung solcher Abziige richtet sich auch fiir den Quellensteuer-
anteil der direkten Bundessteuer allein nach kantonalem Recht.

? Die Nachveranlagung der Quellensteuer ist fiir Personen ohne steu-
errechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz ausgeschlos-
sen.

3.1.4. Ergénzende ordentliche Veranlagung

§ 81

' Bei der ergidnzenden ordentlichen Veranlagung nach § 94 Abs. 1 StG
werden allgemeine und soziale Abziige nur angerechnet, soweit sie
nicht im Quellensteuertarif enthalten sind oder aufgrund einer Nach-
veranlagung gemass § 80 gewéhrt werden.

3.15. Nachtrigliche ordentliche Veranlagung

§ 82

' Ubersteigen die Bruttoeinkiinfte in einem Kalenderjahr 120'000
Franken, so werden fiir dieses und die folgenden Jahre bis zum Ende
der Quellensteuerpflicht nachtrégliche Veranlagungen im ordentli-
chen Verfahren geméss § 94 Abs. 2 StG durchgefiihrt.

?Die ordentliche Veranlagung wird auch beibehalten, wenn die in
Abs. 1 erwidhnte Limite voriibergehend oder dauernd wieder unter-
schritten wird.
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3.1.6. Wechsel zwischen Quellenbesteuerung und ordentlicher
Veranlagung

§ 83

' Erhélt eine bisher an der Quelle besteuerte Person die Niederlas-
sungsbewilligung, so wird sie fiir die ganze Steuerperiode im ordentli-
chen Verfahren veranlagt. Die bereits abgezogene Quellensteuer wird
dabei zinslos angerechnet.

? Heiratet eine bisher an der Quelle besteuerte Person eine Person mit
Schweizer Biirgerrecht oder mit Niederlassungsbewilligung, so wird
sie fiir die ganze Steuerperiode im ordentlichen Verfahren veranlagt.
Die bereits abgezogene Quellensteuer wird dabei zinslos angerechnet.
*Wird eine als Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerin tétige auslindi-
sche Person von einem Ehepartner mit Schweizer Biirgerrecht oder
Niederlassungsbewilligung geschieden oder getrennt, so wird sie fiir
die ganze Steuerperiode, in der die Scheidung oder Trennung fiel, im
ordentlichen Verfahren veranlagt. Der Abzug an der Quelle ist durch
den Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin bereits ab dem Zeitpunkt der
Scheidung oder Trennung vorzunehmen und wird an die ordentlich
veranlagte Einkommenssteuer zinslos angerechnet.

4 In allen Fillen bleibt § 119 vorbehalten.

3.I1. Natiirliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder
Aufenthalt in der Schweiz

3.ILI.1. Kiinstler, Kiinstlerinnen, Sportler, Sportlerinnen,
Referenten und Referentinnen

§ 84

' Als Tageseinkiinfte geméss § 97 Abs. 2 und 3 StG gelten die Brutto-
einkiinfte, vermindert um die direkt durch die Veranstaltung beding-
ten Gewinnungskosten, dividiert durch die Zahl der Auftritts- und
Probetage.

?Ist bei Gruppen der Anteil des einzelnen Mitglieds nicht bekannt
oder schwer zu ermitteln, wird fiir die Bestimmung des Steuersatzes
das durchschnittliche Tageseinkommen pro Kopf berechnet.

*Fir den Abzug der Gewinnungskosten ist eine Pauschale von 20
Prozent der Bruttoeinkiinfte zulédssig. Der Nachweis hoherer Kosten
bleibt vorbehalten.

‘Zu den Bruttoeinkiinften gehort auch die Quellensteuer, die der
Schuldner oder die Schuldnerin der steuerbaren Leistung zu eigenen
Lasten iibernimmt.
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4. Teil: Die Grundstiickgewinnsteuer

4.1. Kollektive Kapitalanlagen ™

§ 857

' Bei kollektiven Kapitalanlagen ist die Fondsleitung des Anlagefonds
oder die Anlagegesellschaft steuerpflichtig.

4.11. Immobiliengesellschaften

§ 86

'Der Verdusserung eines Grundstiickes gleichgestellt im Sinne von
§ 104 Abs. 2 lit. a StG ist insbesondere die Verdusserung von Beteili-
gungsrechten an einer Immobiliengesellschaft, wenn auf einmal, nach
und nach oder im Zusammenwirken mit andern Anteilsinhabern oder
Anteilsinhaberinnen gesamthaft Beteiligungsrechte am Grund- oder
Stammkapital von mehr als 50 Prozent iibertragen werden.

? Als Immobiliengesellschaft gilt eine Kapitalgesellschaft, die sich
hauptsichlich mit der Uberbauung, dem Erwerb, der Verwaltung und
Nutzung oder der Verédusserung von Grundstiicken befasst und deren
zu Buchwerten bewerteten Aktiven zur Hauptsache aus unbewegli-
chem Vermogen bestehen oder deren Ertrdge zur Hauptsache aus
solchem entstammen.

4.111. Steueraufschub

4II1.1. Ersatzbeschaffung von Wohneigentum

§ 87
' Als dauernd selbstgenutzt gilt eine Wohnliegenschaft, wenn sie den
steuerrechtlichen Wohnsitz der steuerpflichtigen Person bestimmt.

™ Titel I. in der Fassung des RRB vom 18. 3. 2008 (wirksam seit 1. 1. 2008, pu-
bliziert am 27. 3. 2008, Rektifikat publiziert am 2. 4. 2008).

™ § 85 in der Fassung des RRB vom 18. 3. 2008 (wirksam seit 1. 1. 2008, publi-
ziert am 27. 3. 2008, Rektifikat publiziert am 2. 4. 2008).
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2 Als angemessene Frist fiir den Erwerb einer gleichgenutzten Ersatz-
liegenschaft gilt ein Zeitraum von zwei Jahren seit der Verdusserung
des dauernd selbstgenutzten Grundstiicks. Diese Frist kann erstreckt
werden, wenn die Verzogerung durch Umstdnde bedingt ist, die
nicht im Einflussbereich der steuerpflichtigen Person liegen. Zuléssig
ist auch ein Erwerb des Ersatzgrundstiicks innerhalb von zwei Jahren
vor der Verdusserung des dauernd selbstgenutzten Grundstiicks.
Wird die Selbstnutzung des Ersatzgrundstiicks innert sechs Jahren
seit Erwerb aufgegeben, so wird die Grundstiickgewinnsteuer nach-
traglich im Verfahren nach § 177 StG erhoben. 7

3 78)

* Als Ersatzbeschaffung gilt auch die Ersatzbeschaffung der selbstge-
nutzten Wohnung im eigenen Mehrfamilienhaus. Der Steueraufschub
ist anteilmaéssig zu bewilligen.

° Die Ersatzbeschaffung ist durch den Verédusserer oder die Verédusse-
rin selbst vorzunehmen. Gleichgestellt ist der Erwerb von Gesamtei-
gentum oder Miteigentum am Ersatzgrundstiick durch den mit der
verdussernden Person in rechtlich und tatsdchlich ungetrennter Ehe
lebenden Ehegatten.

4.1I1.2. Ersatzbeschaffung von Grundstiicken des
Geschiftsbetriebs

§ 88

' Als angemessene Frist fiir den Erwerb eines Ersatzgrundstiicks mit
gleicher Funktion gilt ein Zeitraum von zwei Jahren seit der Verdus-
serung des betriebsnotwendigen Grundstiicks. § 87 Abs. 2 bis 4 gelten
sinngemass.

4.1I1.3. Gemischte Schenkung

§ 89

'Der Steueraufschub nach § 105 Abs. 1 lit. d StG gilt auch fiir ge-
mischte Schenkungen.

2 Als gemischte Schenkung gilt ein Rechtsgeschift, bei welchem der
Wert der Gegenleistung erheblich geringer ist als der Wert des iiber-
tragenen Grundstiicks. Als erheblich geringer gilt der Wert der Ge-
genleistung in der Regel, wenn er im Zeitpunkt der Ubertragung un-
ter dem Vermogenssteuerwert des Grundstiicks liegt.

*Wie bei der reinen Schenkung ist auch bei der gemischten Schen-
kung als Einstandswert derjenige des Rechtsvorgingers oder der
Rechtsvorgéingerin zu iibernehmen.

™ Fassung vom 15. Oktober 2019, in Kraft seit 1. Januar 2020 (KB 19.10.2019)

™ § 87 Abs. 3 aufgehoben durch RRB vom 18. 10. 2005 (wirksam seit 1. 1.
2006).

™ § 87 Abs. 5 beigefiigt durch RRB vom 11. 11. 2003 (wirksam seit 31. 12.
2003).
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4.1V. Steuerbarer Gewinn

4.1V.1. Einstandswert

§ 90

' Fiir Anteile an Grundstiicken, die anldsslich einer Erbteilung erwor-
ben und noch mit der am 1. Januar 1990 abgeschafften Kapitalge-
winnsteuer besteuert wurden, kann als Einstandswert der Teilungs-
wert eingesetzt werden.

?Die Altersentwertung gemiss § 106 Abs. 4 StG betrédgt pro Jahr Ge-
biudealter 0,5 Prozent des Gebédudeversicherungswerts, maximal je-
doch 50 Prozent. Liegenschaften, die ausschliesslich oder teilweise ei-
nem Fabrikations- oder Gewerbebetrieb dienen, werden gesondert
behandelt.

4.1V.2. Anrechenbare Aufwendungen

§ 91

' Aufwendungen, die bei der Einkommens- oder der Gewinnsteuer in
ihrem tatséchlichen Umfang bereits abgezogen worden sind, sind bei
der Grundstiickgewinnsteuer nicht anrechenbar.

? Personliche Arbeitsleistungen des Verdusserers oder der Verdusse-
rerin konnen als wertvermehrende Aufwendungen nur angerechnet
werden, soweit sie als Einkommen oder Ertrag versteuert worden
sind.

4.IV.3. Gesamtverdusserung

§ 92

' Werden zu verschiedenen Zeiten erworbene Grundstiicke oder An-
teile an solchen zusammen verdussert, so sind Gewinn und Besitzes-
dauer je gesondert zu ermitteln.

? Der Erlos wird nach den Wertverhiltnissen im Zeitpunkt der Ver-
dusserung verteilt. Der Einstandswert wird nach Objekten aufgeteilt;
unausscheidbare Aufwendungen sind anteilméssig zu verlegen.

4.1V 4. Teilverdusserung

§ 93

' Wird ein Grundstiick in verschiedenen Teilen (Parzellen, Miteigen-
tumsanteile usw.) verdussert, ist der Einstandswert nach dem Wert-
verhiltnis im Zeitpunkt des Erwerbes auf die einzelnen Teile anzu-
rechnen.
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? Aufwendungen sind anrechenbar, soweit sie den verdusserten Teil
betreffen; unausscheidbare Aufwendungen sind anteilméssig zu verle-
gen.

4.1V.5. Berechnung der Besitzesdauer

§ %4

' Die Besitzesdauer entspricht dem Zeitraum, wihrend welchem die
steuerpflichtige Person das Eigentum oder die wirtschaftliche Verfii-
gungsmacht am verédusserten Grundstiick hatte. Beginn und Ende die-
ses Zeitraums bestimmen sich sinngemiss nach den Vorschriften iiber
die Entstehung der Steuer (§ 110 StG).

? Der Zeitpunkt des Baues, der Erweiterung oder des Abbruchs von
Gebéduden und Anlagen ist fiir die Berechnung der Besitzesdauer be-
deutungslos.

* Die Uberfithrung von Geschéftsvermogen in Privatvermogen unter-
bricht die Besitzesdauer nicht.

4.V. Verlustverrechnung

§ 95

' Grundstiickverluste werden, wenn im selben Kalenderjahr mehrere
Grundstiickgewinne erzielt worden sind, zunéchst mit den in diesem
Jahr zuerst entstandenen Gewinnen verrechnet.

4a. Teil: Die Grundstiicksteuer %

4a.l. Bestimmung des Ertragswerts fiir Wohngenossenschaften *

§ 95a®

' Fiir Wohngenossenschaften, deren Mieterinnen und Mieter mehr-
heitlich Genossenschaftsmitglieder sind und deren Genossenschafts-
kapital zur Hauptsache von ihnen eingebracht und maximal bis zu ei-
nem um 1 Prozentpunkt unter dem Zinssatz der Basler Kantonalbank
fiir variable erste Hypotheken liegenden Satz verzinst wird, reduziert
sich der Bruttoertrag gemdiss § 50 Abs. 3 um einen bis hochstens
0,75% des Gebidudeversicherungswerts zuldssigen Betrag, sofern die-
ser Betrag zur Aufnung eines aus liquiden Vermogenswerten beste-
henden Fonds zur Finanzierung von Investitionen fiir Gebéudereno-
vationen verwendet wird.

* Titel 4a eingefiigt durch RRB vom 17. 12. 2013 (wirksam seit 1. 1. 2014).
* Titel 4a.1. eingefiigt durch RRB vom 17. 12. 2013 (wirksam seit 1. 1. 2014).
2§ 95a eingefiigt durch RRB vom 17. 12. 2013 (wirksam seit 1. 1. 2014).
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?Bei Missachtung der Voraussetzungen geméss Abs. 1 erfolgt eine
Nachbesteuerung.

5. Teil: Organisation und Verfahren

5.1. Amtsgeheimnis und Amtshilfe

5.I1.1. Grundsatz

§ 96

' Mitglieder und Angestellte der Steuerbehdrden oder in deren Auf-
trag titige Personen haben das Amtsgeheimnis strikte zu wahren.

> Gegeniiber Privatpersonen wird ohne Vorliegen einer ausdriickli-
chen Einwilligung der steuerpflichtigen Person keine Auskunft erteilt
und keine Akteneinsicht gewihrt.

* Das Amtsgeheimnis gilt, unter Vorbehalt von § 97, auch gegeniiber
Verwaltungs- und Gerichtsbehorden.

* Mitglieder oder Angestellte der Steuerbehorden, die in einem Zivil-,
Straf- oder Verwaltungsverfahren als Zeuge vorgeladen sind, diirfen
ohne Erméchtigung des Finanzdepartementes kein Zeugnis geben.

5.1.2. Amtshilfe

§ 97

'Die Steuerbehorden erteilen Auskunft, gewdhren Akteneinsicht
oder leisten sonstige Amtshilfe an andere Verwaltungs- und Gerichts-
behorden nur, wenn eine der folgenden Voraussetzungen erfiillt ist:

a) ausdriickliche Einwilligung der steuerpflichtigen Person;

b) ausdriickliche gesetzliche Verpflichtung zur Auskunftertei-
lung;

c) Bestehen eines vorrangigen oOffentlichen Interesses an der
Auskunfterteilung.

2 Gesuche um Auskunfterteilung oder Amtshilfe sind schriftlich an
die Steuerverwaltung zu richten und haben Angaben tiber Zweck und
Umfang der Auskunft und ihre rechtliche Grundlage zu enthalten.

* Die Steuerverwaltung entscheidet, ob und in welcher Weise (schrift-
liche Auskunft, Akteneinsichtgabe, Aktenherausgabe) dem Gesuch
um Auskunfterteilung stattgegeben wird.
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5.1IL Verfahrensgrundsitze

5.II.1. Aktenfiihrung und Akteneinsicht

§ 98

! Uber wesentliche Amtshandlungen, die aktenmissig keinen ander-
weitigen Niederschlag finden, erstellen die Steuerbehorden ein kurzes
Protokoll. Dieses ist unterschriftlich zu bestédtigen, wenn Erkldrungen
der steuerpflichtigen oder einer dritten Person festgehalten werden.
?Die Akteneinsicht wird nach Vereinbarung durch Auflage der ver-
langten Akten bei der Steuerbehorde gewihrt. Fiir die Anfertigung
von Aktenkopien kann eine angemessene Kopiaturgebiihr verlangt
werden.

5.I1.2. Nachbesserung bei Formméngeln

§ 99

' Fehlt bei einer Eingabe eine giiltige Unterschrift oder Vollmacht, so
wird dem Absender oder der Absenderin Gelegenheit gegeben, den
Mangel innert angemessener Nachfrist zu beheben.

5.I1.3. Zustelladresse

§ 100

' Bezeichnet die steuerpflichtige Person trotz Aufforderung keine Zu-
stelladresse oder keine zum Empfang der Zustellung befugte Person
in der Schweiz, so erfolgt die Eroffnung der Verfiigung oder des Ent-
scheids durch Publikation im Kantonsblatt.

> Die Publikation enthélt den Namen der steuerpflichtigen Person, die
Bezeichnung der Steuer und das Dispositiv der Entscheidung oder
den Hinweis, dass die Steuerfaktoren bei der Steuerbehorde eingese-
hen werden konnen.

5.1I1. Veranlagungsverfahren

5.IIL1. Zustellung der Steuererkldrungsformulare

§ 101 a) Allgemeine Regel

'Die allgemeine Zustellung der Steuererkldrungsformulare an die
steuerpflichtigen natiirlichen und juristischen Personen erfolgt in der
Regel jeweils bis Ende Februar fiir die im vergangenen Kalenderjahr
abgeschlossene Steuerperiode.
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§ 102 b) Miindigkeit

! Steuerpflichtigen natiirlichen Personen wird erstmals bis Ende Fe-
bruar des Kalenderjahres, in dem sie das 19. Altersjahr zuriicklegen,
ein Steuererkldrungsformular fiir die vergangene Steuerperiode zuge-
stellt. § 10 Abs. 3 StG bleibt vorbehalten.

§ 103 ¢) Heirat, Scheidung, Trennung, Tod eines Ehegatten

! Zur Vornahme einer ersten gemeinsamen Veranlagung fiir die Steu-
erperiode, in der die Heirat erfolgte, wird den Ehegatten im folgen-
den Kalenderjahr ein gemeinsames Steuererkldrungsformular zuge-
stellt.

? Zur Vornahme der getrennten Veranlagungen fiir die Steuerperiode,
in der eine Scheidung oder eine Trennung erfolgte, werden den Ehe-
gatten im folgenden Kalenderjahr getrennte Steuererkldrungen zuge-
stellt.

*Bei Tod eines Ehegatten wird dem tiiberlebenden Ehegatten fiir sich
und zuhanden der Erben und Erbinnen ein Steuererkldrungsformular
fuir die laufende Steuerperiode zugestellt, wie wenn beide Ehegatten
im Zeitpunkt des Todes des verstorbenen Ehegatten aus der Steuer-
pflicht ausgeschieden wéren. Dem iiberlebenden Ehegatten wird zu-
dem, in der Regel bis Ende Februar des folgenden Kalenderjahres,
ein Steuererklarungsformular zugestellt, wie wenn er im Zeitpunkt
des Todes des verstorbenen Ehegatten neu in die Steuerpflicht einge-
treten wére.

§ 104 d) Grundstiickgewinne

'Bei Verdusserungen von Grundstiicken wird der steuerpflichtigen
Person im Anschluss an die Entstehung des Steueranspruchs ein be-
sonderes Steuererkldrungsformular zugestellt.

§ 105 e) Zuwendungen

' Bei Zuwendungen wird der steuerpflichtigen Person ein besonderes
Steuererklarungsformular zugestellt, sobald die Steuerverwaltung von
der Zuwendung Kenntnis erhalten hat.

> Das Steuererkldrungsformular kann auch dem Schenker oder der
Schenkerin zugestellt werden, wenn diese Person die Ubernahme der
Steuerzahlung erklart.

® § 103 Abs. 1 in der Fassung des RRB vom 3. 7. 2001 (wirksam seit 1. 1. 2001,
publiziert am 7. 7. 2001).
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5.IIL.2. Abgabe der Steuererkldrung

5.11.2.a) Allgemeines

§ 106

' Natiirliche Personen haben die Steuererkldrung grundsatzlich bis 31.
Mirz, juristische Personen bis 30. Juni des der Steuerperiode folgen-
den Kalenderjahrs abzugeben. Die Frist fiir die Abgabe der Steuerer-
klarung kann verldngert werden. Eine Verldngerung der Frist tiber
das Abgabejahr hinaus wird nur bei Vorliegen triftiger Griinde und
bei Leistung einer angemessenen Akontozahlung bewilligt. %

?Die Steuererkldrung ist auch dann abzugeben, wenn das Einkom-
men und das Vermdgen die steuerfreie Grenze nicht tibersteigen.

5.II1.2.b) Gebiihren bei nicht rechtzeitiger Abgabe der
Steuererkldrung

§ 107 1. Mahn- und Einschdtzungsgebiihren

' Die Frist fiir die Abgabe der Steuererkldrung kann erstreckt werden.
?Wird die Steuererkldrung nicht rechtzeitig eingereicht oder lduft
eine erstreckte Frist unbenutzt ab, erfolgt eine Mahnung. Pro Mah-
nung wird eine Mahngebiihr von 40 Franken erhoben.

* Wird nach einer zweiten Mahnung die Steuererkldrung nicht einge-
reicht, wird die Steuer von Amtes wegen festgesetzt. An die Kosten
einer solchen Einschétzung ist eine Einschitzungsgebiihr von 100 bis
500 Franken zu bezahlen.

§ 108 11. Gebiihren fiir Fristerstreckungen

' Fiir Gesuche um Erstreckung der Frist fiir die Abgabe der Steuerer-
klirung wird eine Fristerstreckungsgebiihr von 40 Franken erho-
ben. 5

? Das erste Gesuch um Erstreckung der Frist fiir die Abgabe der Steu-
ererkliarung ist gebiihrenfrei,

a) bei den auf den allgemeinen Filligkeitstermin féllig werden-
den periodischen Steuern soweit die Fristerstreckung nicht
langer als bis zum 30. September des Filligkeitsjahres bean-
tragt wird;

* § 106 Abs. 1 in der Fassung des RRB vom 18. 3. 2008 (wirksam seit 1. 1.
2009).

# § 107 Abs. 1 in der Fassung des RRB vom 12. 10. 2004 (wirksam seit 1. 1.
2005); Abs. 2 in der Fassung des RRB vom 18. 10. 2005 (wirksam seit 1. 1.
2006).

 § 108 Abs. 1 in der Fassung des RRB vom 18. 10. 2005 (wirksam seit 1. 1.
2006).
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b) bei den auf einen besonderen Filligkeitstermin fillig werden-
den periodischen Steuern sowie bei der Grundstiickgewinn-
steuer soweit die Fristerstreckung nicht langer als bis 60 Tage
nach dem mit der Steuererkldrung eingerdumten Abgabeter-
min beantragt wird.

5.II1.2.c) Abgabe der Steuererkldrung bei Wegzug oder
Sitzverlegung ins Ausland

§ 109

' Bei Beendigung der Steuerpflicht wegen Wegzugs ins Ausland haben
natiirliche Personen die Steuererkldrung fiir das laufende Kalender-
jahr unverziiglich abzugeben, sdmtliche ausstehenden Steuerschulden
zu bezahlen und bei der Steuerverwaltung einen Abmeldeschein zu
beziehen, bevor sie sich bei den Einwohnerdiensten abmelden.

? Bei Beendigung der Steuerpflicht wegen Sitzverlegung ins Ausland
haben juristische Personen die Steuererkldrung fiir das laufende Ka-
lenderjahr unverziiglich abzugeben und sédmtliche ausstehenden Steu-
erschulden zu bezahlen, bevor sie beim Handelsregisteramt Loschung
beantragen.

5.I11.2.d) Steuerformulare und Steuerausweise

§ 110
1 87)

?Fiir die Ausstellung von Steuerausweisen wird eine Gebiihr von 40
Franken erhoben. *

5.IIL1.3. Veranlagungsperiode

§ 111
' Die Veranlagung ist von der Steuerverwaltung grundsitzlich innert

eines Jahres seit Abgabe der vollstindig ausgefiillten Steuererkldrung
vorzunehmen.

" Aufgehoben am 15. Oktober 2019, in Kraft seit 1. Januar 2020 (KB
19.10.2019)

® § 110 Abs. 2 in der Fassung des RRB vom 18. 10. 2005 (wirksam seit 1. 1.
2006).
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5.IV. Quellensteuerverfahren

5.IV.1. Abrechnung und Ablieferung

§ 112

'Der Schuldner oder die Schuldnerin der steuerbaren Leistung hat
mit der Steuerverwaltung nach deren Weisungen iiber die abzulie-
fernde Quellensteuer abzurechnen.

?Die Abrechnung der Quellensteuer und ihre Ablieferung haben
grundsitzlich innert 30 Tagen seit Filligkeit zu erfolgen. Bei regel-
missig wiederkehrenden Leistungen konnen Schuldnerinnen oder
Schuldner vierteljahrlich abrechnen. Bei Abrechnung mittels elektro-
nischem Lohnmeldeverfahren hat die Abrechnung monatlich zu erfol-
gen. ®

* Bei angemessener Vorauszahlung kann die Abrechnungsperiode bis
zu einem Jahr erstreckt werden.

5.IV.2. Bezugsminima

§ 113

' Die Quellensteuer wird nicht erhoben, wenn die steuerbaren Brutto-
einkiinfte weniger betragen als:

a) 300 Franken (insgesamt pro Schuldner oder Schuldnerin der
steuerbaren Leistung) bei Kiinstlern, Kiinstlerinnen, Sport-
lern, Sportlerinnen, Referenten und Referentinnen;

b) 300 Franken im Kalenderjahr bei Mitgliedern der Verwal-
tung oder Geschéftsfithrung juristischer Personen;

c) 300 Franken im Kalenderjahr bei Hypothekargldubigern und
Hypothekargldubigerinnen;

d) 1'000 Franken im Kalenderjahr bei Empfianger und Empfan-
gerinnen von Vorsorgeleistungen.

5.IV.3. Bezugsprovision

§ 114

' Die Schuldnerin oder der Schuldner der steuerbaren Leistung erhélt
fiir ihre bzw. seine Mitwirkung eine Bezugsprovision in Héhe von
2 Prozent des gesamten Quellensteuerbetrages. *

* § 112 Abs. 2 in der Fassung des RRB vom 17. 12. 2013 (wirksam seit 1. 1.
2014).

* § 114 Abs. 1 in der Fassung des RRB vom 11. 11. 2014 (wirksam seit 16. 11.
2014). Ziff. I dieses RRB enhilt folgende Ubergangsbestimmung: Die An-
derung von § 114 Abs. 1 wird erstmals fiir die Steuerperiode 2015 anwend-
bar.
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> Verletzt der Schuldner oder die Schuldnerin der steuerbaren Leis-
tung seine bzw. ihre Verfahrenspflichten, kann die Steuerverwaltung
die Bezugsprovision herabsetzen oder ausschliessen. Sie entfillt,
wenn die Steuerverwaltung mangels einer Abrechnung eine Schiit-
zung der Quellensteuer vornehmen muss.

5.IV.4. Meldepflicht *V

§ 114a?

' Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber haben die Beschiftigung von
Personen, die nach den §§ 90, 95 oder 96 des Steuergesetzes quellen-
steuerpflichtig sind, der Steuerverwaltung innert acht Tagen ab Stel-
lenantritt auf dem hierfiir vorgesehenen Formular zu melden. Bei Ab-
rechnung der Quellensteuer mittels elektronischem Lohnmeldever-
fahren kann die Meldung mit der ersten monatlichen Abrechnung er-
folgen.

5.IV.5. Sicherstellung *»

§ 115

' Das Justiz- und Sicherheitsdepartement kann auf Antrag der Steuer-
verwaltung bei der Erteilung von Bewilligungen fiir Darbietungen
von Kiinstlern, Kiinstlerinnen, Sportlern, Sportlerinnen, Referenten
und Referentinnen vom Veranstalter oder von der Veranstalterin Si-
cherstellung der Quellensteuer verlangen.

) 4. Titel eingefiigt durch RRB vom 11. 11. 2003 (wirksam seit 31. 12. 2003);
dadurch wurden die Titel 4.-8. zu Titel 5.-9.

” § 114a (eingefiigt durch RRB vom 11. 11. 2013) in der Fassung des RRB vom
17.12. 2013 (wirksam seit 1. 1. 2014).

* 5. Titel: Durch Einfiigen von § 114a samt Titel 4. durch RRB vom 11. 11.
2003 (wirksam seit 31. 12. 2003) wurden die Titel 4.-8. zu Titel 5.-9.

* § 115 gedndert durch § 3 Ziff. 66 der ZustiandigkeitsV vom 9. 12. 2008 (wirk -
sam seit 1. 1. 2009, publiziert am 18. 3. 2009, SG 153.110).
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5.IV.6. Erhebung der Quellensteuer im Verhiltnis zu den
Gemeinden Bettingen und Riehen *

§ 116

' Gemiss § 228 Abs. 3 StG wird die Quellensteuer allein vom Kanton
erhoben. Der Schuldner oder die Schuldnerin der steuerbaren Leis-
tung hat alle Steuerabziige an den Kanton nach dessen Tarifen und
Weisungen vorzunehmen, auch wenn er bzw. sie oder die steuerpflich-
tige Person das Steuerdomizil in einer der Gemeinden Bettingen oder
Riehen hat.

? Die Berticksichtigung der nicht in den Quellensteuertarifen enthalte-
nen Steuersidtze und Abziige der Gemeinde Bettingen oder Riehen
kann von der steuerpflichtigen Person bis Ende Mirz des auf die Fil-
ligkeit der Leistung folgenden Kalenderjahres schriftlich bei der Steu-
erverwaltung verlangt werden. Das Verfahren richtet sich nach den
§§ 191 und 192 StG und erfolgt unter Mitwirkung der Gemeinde.

’ Die den Gemeinden Bettingen und Riehen nach Massgabe von § 228
Abs. 3 StG sowie von vorgenanntem Abs. 2 zustehenden Anteile an
der Quellensteuer werden ihnen von der Steuerverwaltung periodisch
iiberwiesen. Die Uberweisungen erfolgen zinslos.

5.IV.7. Erhebung der Quellensteuer im interkantonalen
Verhiltnis

§ 117 a) Ausserkantonale Steuerpflichtige

! Unter Vorbehalt von nachgenanntem Abs. 3 hat der Schuldner oder
die Schuldnerin der steuerbaren Leistung mit Wohnsitz, Sitz oder
Betriebsstitte im Kanton alle Steuerabziige nach den Tarifen und
Weisungen des Kantons vorzunehmen und der Steuerverwaltung
abzuliefern, auch wenn die steuerpflichtige Person in einem anderen
Kanton der Besteuerung unterliegt.

? Die Steuerverwaltung iiberweist, wenn die der Quellensteuer unter-
liegende Person nicht im Kanton steuerpflichtig ist, sondern Wohnsitz
oder Aufenthalt in einem anderen Kanton hat, die bei ihr eingegange-
nen Steuerbetrdge an die Steuerbehorde des fiir die Besteuerung zu-
standigen Kantons.

’ Im Einvernehmen mit den beteiligten Kantonen kann der Schuldner
oder die Schuldnerin der steuerbaren Leistung die Steuer nach dem
Tarif des fiir die Besteuerung zustidndigen Kantons erheben und sie
direkt diesem Kanton abliefern.

* 6. Titel in der Fassung von § 3 Ziff. 66 der ZustdndigkeitsV vom 9. 12. 2008
(wirksam seit 1. 1. 2009, publiziert am 18. 3. 2009, SG 153.110). Durch Einfii-
gen von § 114a samt Titel 4. durch RRB vom 11. 11. 2003 (wirksam seit 31.
12.2003) wurden die Titel 4.-8. zu Titel 5.-9.

* § 116 in der Fassung von § 3 Ziff. 66 der ZustandigkeitsV vom 9. 12. 2008
(wirksam seit 1. 1. 2009, publiziert am 18. 3. 2009, SG 153.110).

0 7. Titel: Durch Einfiigen von § 114a samt 4. Titel durch RRB vom 11. 11.
2003 (wirksam seit 31. 12. 2003) wurden die Titel 4.-8. zu Titel 5.-9.
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§ 118 b) Ausserkantonale Steuerschuldner oder Steuerschuld-
nerinnen

' Steuerpflichtige mit einem ausserkantonalen Schuldner oder mit ei-
ner ausserkantonalen Schuldnerin der steuerbaren Leistung unterlie-
gen der Quellensteuer nach dem Steuergesetz des Kantons.

> Die von einem ausserkantonalen Schuldner oder von einer ausser-
kantonalen Schuldnerin abgezogene und iiberwiesene Steuer wird an
die nach diesem Gesetz geschuldete Steuer angerechnet.

* Der steuerpflichtigen Person werden zuviel bezogene Steuern zinslos
zuriickerstattet; zuwenig bezogene Steuern werden von ihr zinslos
nachgefordert.

* Riickerstattung und Nachbezug erfolgen durch die kantonale Steuer-
verwaltung direkt bei der steuerpflichtigen Person.

§ 119 ¢) Wechsel des steuerrechtlichen Wohnsitzes innerhalb
der Schweiz

' Verlegt die an der Quelle besteuerte Person ihren steuerrechtlichen
Wohnsitz oder Aufenthalt innerhalb der Schweiz, so ist sie im Kanton
fiir die Dauer ihrer Zugehorigkeit steuerpflichtig.

5.IV.8. Erhebung der Quellensteuer im internationalen
Verhiltnis

§ 120

! Der Schuldner oder die Schuldnerin der steuerbaren Leistung ist zur
ungekiirzten Auszahlung oder Gutschrift der steuerbaren Leistung er-
méchtigt, wenn ein Abkommen des Bundes zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung die steuerpflichtige Person von einer Besteue-
rung im Kanton befreit. Abs. 2 und 3 bleiben vorbehalten.

?Renten aus Einrichtungen der beruflichen Vorsorge und aus aner-
kannten Formen der gebundenen Selbstvorsorge unterliegen der
Quellensteuer, soweit kein Abkommen des Bundes zur Vermeidung
der Doppelbesteuerung das Recht zur Besteuerung dem Wohnsitz-
staat zuweist. Kommt die Besteuerungsbefugnis dem ausldndischen
Wohnsitzstaat zu, kann der Steuerabzug unterbleiben, wenn sich der
Schuldner oder die Schuldnerin der steuerbaren Leistung den auslén-
dischen Wohnsitz des Empfingers oder der Empféngerin der Rente
schriftlich bestédtigen l4sst und diesen periodisch iiberpriift.

* 8. Titel: Durch Einfiigen von § 114a samt 4. Titel durch RRB vom 11. 11.
2003 (wirksam seit 31. 12. 2003) wurden die Titel 4.-8. zu Titel 5.-9.
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* Kapitalleistungen aus Einrichtungen der beruflichen Vorsorge oder
aus anerkannten Formen der gebundenen Selbstvorsorge unterliegen
ungeachtet eines allfilligen Abkommens des Bundes zur Vermeidung
der Doppelbesteuerung immer der Quellensteuer. Die erhobene
Quellensteuer wird jedoch zinslos zuriickerstattet, wenn der Empfén-
ger oder die Empfiangerin der Kapitalleistung innerhalb von drei
Jahren seit deren Filligkeit schriftlich einen entsprechenden Antrag
stellt und dem Antrag eine Bestitigung der zusténdigen Steuerbehor-
de des steuerberechtigten Vertragsstaates beilegt, wonach diese von
der Kapitalleistung Kenntnis hat.

5.IV.9. Ordentliche Veranlagung bei Vergiitungen aus dem
Ausland ®

§ 121

' Erhélt die steuerpflichtige Person die Vergiitungen von einem Leis-
tungsschuldner oder einer Leistungsschuldnerin im Ausland oder
werden diese nicht von einer Betriebsstitte oder einer festen Einrich-
tung in der Schweiz getragen, so wird sie im ordentlichen Verfahren
veranlagt.

5.V. Weitere Verfahren

5.V.1. Verfahren bei Steuerbefreiungen

§ 122

' Gesuche um Gewihrung der Steuerbefreiung fiir juristische Perso-
nen sind zusammen mit den Statuten oder der Stiftungsurkunde, mit
allfilligen Reglementen und, soweit bereits vorhanden, mit dem
Jahresbericht und der Jahresrechnung einzureichen.

>Die Anerkennung der Steuerbefreiung wird in Form eines schriftli-
chen Bescheids mitgeteilt, eine Ablehnung mittels einer einsprachefi-
higen Verfiigung.

* Die Steuerbefreiung entbindet die juristische Person nicht von ihren
Mitwirkungspflichten. Sie hat anstelle der Steuererkldrung alle zwei
Jahre einen Fragebogen und die entsprechenden Jahresrechnungen
einzureichen. Anderungen der Statuten und Reglemente sind der
Steuerverwaltung unverziiglich mitzuteilen. Die Vorschriften iiber die
Abgabe der Steuererkldrung und das Veranlagungsverfahren gelten
sinngemass.

* Die Steuerbefreiung kann fiir jede Steuerperiode neu iiberpriift wer-
den. Sie dauert stillschweigend fort, wenn sie von der Steuerverwal-
tung nicht innerhalb eines Jahres seit Abgabe des vollstindig ausge-
fiillten Fragebogens mittels schriftlicher Verfiigung aufgehoben wird.

* 9. Titel: Durch Einfiigen von § 114a samt 4. Titel durch RRB vom 11. 11.
2003 (wirksam seit 31. 12. 2003) wurden die Titel 4.-8. zu Titel 5.-9.
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*Die Steuerbefreiung wird aufgehoben, wenn die Voraussetzungen
dafiir nicht mehr erfiillt sind. Die Aufhebung gilt fiir die Steuerperi-
oden, fiir die der Fragebogen nicht oder vor nicht linger als einem
Jahr abgegeben worden ist. Die Aufhebung gilt riickwirkend fiir frii-
here Steuerperioden, wenn die Verhiltnisse, die zur Steuerbefreiung
berechtigten, dahingefallen sind und dies der Steuerverwaltung ver-
schwiegen worden ist. Die Durchfiihrung eines Nachsteuer- oder
Strafverfahrens bleibt vorbehalten.

5.V.2. Verfahren bei Holding- und Domizilgesellschaften

§ 123w

5.V.3. Anderung von Verfiigungen und Entscheiden

§ 124 a) Anderung noch nicht rechtskriiftiger Verfiigungen und
Entscheide

' Die Steuerverwaltung kann, solange die Einsprachefrist noch nicht
abgelaufen ist, auf eine Verfiigung zuriickkommen, wenn sie sich als
fehlerhaft erweist.

? Kommt die Steuerverwaltung auf ihre Verfiigung zuriick, so hat sie
der steuerpflichtigen Person hievon noch wéahrend der Einsprachefrist
Mitteilung zu machen.

§ 125 b) Anderung rechtskriftiger Verfiigungen und Entschei-
de

! Ist eine rechtskréftige Verfiigung oder ein rechtskréftiger Entscheid
wegen eines Revisions- oder eines Nachsteuergrundes abzuidndern, so
konnen nicht nur die mit diesem Grund in direktem Zusammenhang
stehenden Einkommens- oder Vermogensbestandteile neu festgelegt
werden, sondern siamtliche Faktoren der von der Anderung betroffe-
nen Steuer.
* Ein Revisionsbegehren hat folgende Angaben zu enthalten:

a) die genaue Bezeichnung der Revisionsgriinde;

b) den Zeitpunkt, in welchem die gesuchstellende Person

Kenntnis der Revisionsgriinde erhielt;

c) einen Antrag, inwieweit die angefochtene Verfiigung oder
der angefochtene Entscheid abzudndern oder aufzuheben sei;
d) die erforderlichen Beweismittel oder deren Bezeichnung.

' Aufgehoben am 17. Dezember 2019, in Kraft seit 1. Januar 2020 (KB
21.12.2019)
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5.V.4. Inventarverfahren

§ 126

'Fiir die Inventaraufnahme und das Inventarverfahren findet, soweit
das kantonale Recht keine abweichenden Vorschriften enthilt, die
Verordnung iiber die Errichtung des Nachlassinventars fiir die direkte
Bundessteuer sinngemésse Anwendung.

2 Das Inventar beschrinkt sich, wenn die verstorbene Person ihren
letzten Wohnsitz nicht im Kanton hatte, auf das im Kanton steuerbare
Vermogen.

5.VI. Die Steuerrekurskommission

5.VL1. Organisation

§ 127 a) Wahl der Mitglieder und Angestellten

' Der Président oder die Prasidentin und der Stellvertreter oder die
Stellvertreterin werden vom Regierungsrat jeweils fiir eine Amtszeit
von vier Jahren gewéhlt.

?Die Steuerrekurskommission bestimmt die Kommissionssekretére
oder Kommisionssekretdrinnen. Die Anstellung erfolgt nach den
Vorschriften fiir das Staatspersonal.

§ 128 b) Entscheidfindung

' Die Steuerrekurskommission trifft ihre Entscheide grundsétzlich in
Fiinferbesetzung. Sie ist beschlussfihig, wenn mindestens drei Mit-
glieder anwesend sind.

*Die Steuerrekurskommission féllt ihre Entscheide mit einfacher
Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt das vorsitzende Mit-
glied den Stichentscheid.

’ Die Steuerrekurskommission kann auf dem Weg der Aktenzirkulati-
on entscheiden, wenn sich Einstimmigkeit ergibt oder wenn kein Mit-
glied miindliche Beratung verlangt.

§ 129 ¢) Prisidium
' Dem Présidenten oder der Prasidentin obliegt:
a) die Leitung der Steuerrekurskommission,
b) die Verantwortung fiir den ordnungsgemaéssen Geschéftsgang
der Steuerrekurskommission,
c) die Vertretung der Steuerrekurskommission nach aussen,
d) die Prozessleitung,
e) die jahrliche Berichterstattung an den Regierungsrat iiber die

Amtstitigkeit der Steuerrekurskommission.
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> Uber die Abschreibung des Verfahrens, Nichteintreten, Stundungso-
der Steuererlassgesuche und offensichtlich abzuweisende oder gutzu-
heissende Rekurse entscheidet die Prisidentin oder der Prisident, die
Vizeprisidentin oder der Vizeprisident oder ein anderes Mitglied der
Steuerrekurskommission als Einzelrichterin bzw. Einzelrichter. '

§ 130 d) Sekretariat
' Den Kommissionssekretdren und Kommissionssekretiarinnen oblie-
gen
a) die Leitung des Sekretariats,
b) die Organisation der Sitzungen der Steuerrekurskommission,
c) die Wahrnehmung der ihnen vom Prisidenten oder von der

Prisidentin delegierten Aufgaben, insbesondere die Prozess-
leitung bis zur Einberufung der Kommissionssitzung;
d) die Redaktion von Verfiigungen, Entscheiden, Vernehmlas-
sungen und Mitteilungen an Parteien und Behorden,
e) die Protokollfithrung an den Kommissionssitzungen,
f) die Uberwachung des Rechnungswesens.
> Die Kommissionssekretidre und Kommissionssekretdrinnen haben in
den Verhandlungen beratende Stimme.

5.V1.2. Verfahren

§ 131 a) Prozessleitung

' Die Prozessleitung obliegt der Présidentin oder dem Prisidenten der
Steuerrekurskommission. Sie kann an ein anderes Kommissionsmit-
glied oder eine Kommissionssekretédrin bzw. einen Kommissionsse-
kretér ibertragen werden. '
2 Die Prozessleitung umfasst namentlich:
a) die Priifung der eingegangenen Rekurse und die Anordnung
der Massnahmen zur Verbesserung von Méngeln,
b) die Verfiigung eines Kostenvorschusses und der Entscheid
iber Gesuche um unentgeltliche Verbeistandung,

c) die Durchfiihrung des Schriftenwechsels,

d) die Anordnung von Beweismassnahmen,

e) die Anordnung einer miindlichen Verhandlung,

f) die Anordnung des Zirkularverfahrens,

2) die Einberufung der Kommissionssitzungen sowie die Be-

zeichnung der Referenten oder Referentinnen und Kommis-
sionsmitglieder.

* Prozessleitende Verfiigungen und Beschliisse sind nur dann selbstin-
dig anfechtbar, wenn sie fiir eine Partei einen nicht wiedergutzuma-
chenden Nachteil bewirken konnen.

0§ 129 Abs. 2 in der Fassung des RRB vom 22. 3. 2011 (wirksam seit 27. 3.
2011).

3§ 131 Abs. 1 in der Fassung des RRB vom 22. 3. 2011 (wirksam seit 27. 3.
2011).
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§ 132 b) Einleitung des Verfahrens, Vorbereitung der Verhand-
lung

' Mit dem Empfang des Rekurses ist das Rekursverfahren eingeleitet.
> Der Prisident oder die Préasidentin bestitigt den Empfang des Re-
kurses und l4dt die Steuerverwaltung zur Vernehmlassung und Uber-
mittlung der Akten ein.

*Der Prisident oder die Prisidentin kann die Durchfithrung eines
weiteren Schriftenwechsels anordnen.

‘ Eingaben einer Partei werden der Gegenpartei jeweils in einem Ko-
pieexemplar zur Kenntnisnahme zugestellt.

> Unleserliche, ungebiihrliche oder iiberméssig weitschweifige Einga-
ben einer Partei werden unter Androhung der Sdumnisfolgen zur
Verbesserung zuriickgewiesen.

¢Ist der Schriftenwechsel abgeschlossen, sind die Akten vollstindig
und sind allféllige Untersuchungs- und Beweismassnahmen durchge-
fiihrt, werden die Rekursakten bei den Mitgliedern in Zirkulation ge-
setzt.

§ 133 ¢) Verhandlung

' Die Prasidentin oder der Prasident kann auf Antrag eines Kommissi-
onsmitglieds, einer Partei oder von sich aus eine miindliche Parteiver-
handlung anordnen. An der Verhandlung erhilt jede Partei Gelegen-
heit, ihren Standpunkt zu erdrtern und ihre Vorbringen zu ergén-
zen. 103)

*Die Steuerrekurskommission nimmt die erforderlichen Untersu-
chungs- und Beweismassnahmen vor. Sie kann die Steuerverwaltung
um Mitwirkung bei der Abklarung des Sachverhalts ersuchen.

*Die Steuerrekurskommission kann Zeuginnen und Zeugen einver-
nehmen. Die Bestimmungen der Zivilprozessordnung gelten sinnge-
miss. '™

‘Die Steuerrekurskommission fithrt ihre Beratungen unter Aus-
schluss der Parteien durch.

§ 1341 d) Eréffnung und Ausfertigung von Entscheiden

'Die Steuerrekurskommission teilt ihren Entscheid den Parteien
ohne Verzug im Dispositiv mit. In den Fillen, in denen keine Begriin-
dung des Entscheids erfolgt, weist sie die Parteien darauf hin, dass sie
binnen zehn Tagen schriftlich die Begriindung verlangen konnen, an-
sonsten der Entscheid in Rechtskraft erwachse. In den Fillen, in de-
nen eine schriftliche Begriindung erfolgt, beginnt die Rekursfrist mit
deren Zustellung zu laufen.

§ 133 Abs. 1 in der Fassung des RRB vom 22. 3. 2011 (wirksam seit 27. 3.
2011).

3§ 133 Abs. 3 in der Fassung des RRB vom 22. 3. 2011 (wirksam seit 27. 3.
2011).

9§ 134 in der Fassung des RRB vom 22. 3. 2011 (wirksam seit 27. 3. 2011).
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>Der Entscheid der Steuerrekurskommission ist als solcher zu be-
zeichnen und hat Angaben iiber ihre Besetzung, das Dispositiv und
im Falle eines begriindeten Entscheids eine Rechtsmittelbelehrung zu
enthalten.

§ 13519 e) Verfahrenskosten

' Die Festsetzung der Verfahrenskosten und der Kosten der Vertre-
tung richtet sich nach dem Gesetz iiber die Gerichtsgebiihren.

?Bei Riickzug, bei sonstiger Erledigung der Streitsache durch
Abschreibungsbeschluss oder bei Eroffnung eines Entscheids ohne
Begriindung konnen die Verfahrenskosten herabgesetzt werden.

§ 136 f) Unentgeltliche Rechtspflege

'Ist die rekurrierende Partei bediirftig und erscheint ihr Begehren
nicht zum vornherein aussichtslos, kann auf Antrag hin auf die Leis-
tung eines Kostenvorschusses oder auf die Erhebung von Verfahrens-
gebiihren ganz oder teilweise verzichtet werden.

> Ausserdem kann einer bediirftigen Partei, wenn sie nicht imstande
ist, ihre Sache selbst zu vertreten und ihr Begehren nicht zum vorn-
herein aussichtslos erscheint, ein Anwalt oder eine Anwiltin auf
Kosten des Kantons beigegeben werden.

* Gelangt die bediirftige Partei spéter zu hinreichenden Mitteln, so ist
sie verpflichtet, dem Kanton die Verfahrens- und Anwaltskosten zu
vergiiten.

6. Teil: Steuerbezug

6.1. Zinsausgleich

6.1.1. Allgemeines

§ 137

'Der Regierungsrat legt die Sitze fiir den Zinsausgleich jeweils fiir
ein Kalenderjahr fest.

2 Die Zinssdtze gelten fiir alle Steuerbetrdge und Bussen im betreffen-
den Kalenderjahr.

*Der Zinssatz zu Beginn eines Betreibungsverfahrens gilt bis zu des-
sen Abschluss.

¢ Zinseszinsen werden keine erhoben.

" § 135 in der Fassung des RRB vom 22. 3. 2011 (wirksam seit 27. 3. 2011).
7§ 137 Abs. 1: Sitze fiir den Zinsausgleich: Siehe Anhang Ziff. 2.
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6.1.2. Vergiitungszins

§ 138

' Der Vergiitungszins wird, vorbehéltlich der nachstehenden Bestim-
mungen, auf Vorauszahlungen vom Zahlungseingang bis zum Fillig-
keitstermin gewéhrt.

? Vorauszahlungen werden bei den periodisch geschuldeten Steuern
(Einkommens-, Vermogens-, Gewinn-, Kapital- und Grundstiicksteu-
er) frithestens ab Beginn der Steuerperiode verzinst, bei den nicht pe-
riodischen Steuern (Grundstiickgewinn-, Erbschafts- und Schen-
kungssteuer) frithestens ab Entstehung des Steueranspruchs.

6.1.3. Belastungs- und Riickerstattungszins

§ 139

' Der Belastungszins wird auf allen nach Filligkeit geleisteten Steuer-
zahlungen erhoben.

? Der Riickerstattungszins wird auf zuviel bezogenen Steuerbetrigen,
die auf eine nachtriglich herabgesetzte definitive oder provisorische
Veranlagung zuriickzufiihren sind, gewidhrt. Er entspricht dem Belas-
tungszins.

6.1.4. Quellensteuern

§ 140

' Auf dem Steuerabzug an der Quelle wird kein Vergiitungs- oder
Riickerstattungszins gewihrt.

6.11. Steuerzahlung

6.11.1. Zahlstellen

§ 141

! Zahlstellen fiir die Entrichtung der Steuern sind die kantonale Fi-
nanzverwaltung und die Basler Kantonalbank mit ihren Filialen.

? Zahlstelle fiir die Bezahlung der Erbschaftssteuer ist die kantonale
Gerichtskasse.

'™ § 138: Abs. 2 in der Fassung des RRB vom 11. 11. 2003 (wirksam seit 31. 12.
2003); Abs. 3 aufgehoben durch RRB vom 12. 10. 2004 (wirksam seit 1. 1.
2005).
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6.11.2. Verrechnungssteuer, Steuerriickbehalt USA, Anrechnung
auslandischer Quellensteuern '

§ 142

' Die Verrechnungssteuer und der Steuerriickbehalt USA werden als
Vorauszahlung auf den Beginn des Jahres der Filligkeit der Einkom-
mens- und Vermogenssteuer (Filligkeitsjahr) angerechnet, soweit die
steuerpflichtige Person im Verlaufe dieses Jahres Antrag auf ihre
Riickerstattung mittels vollstdndig ausgefiillter Steuererkldrung ge-
stellt hat. Ansonsten erfolgt die Anrechnung auf den Zeitpunkt der
Abgabe der Steuererkldrung.

2 Geméss Verordnung iiber die Anrechnung ausldndischer Quellen-
steuern (VStA) vom 22. August 1967 anrechenbare ausldndische
Quellensteuern werden auf den Zeitpunkt der Félligkeit der Einkom-
mens- und Vermogenssteuer angerechnet. "%

6.11.3. Zahlungserleichterungen

§ 143

' Zahlungserleichterungen bestehen in der Stundung des gesamten
oder eines Teils des geschuldeten Steuerbetrags oder in der Bewilli-
gung von Ratenzahlungen.

? Die Stundung oder die Zahlung in Raten befreit nicht von der Zins-
pflicht.

* Gesuche um Zahlungserleichterungen sind grundsitzlich schriftlich
und begriindet einzureichen.

6.11.4. Gebiihren bei nicht rechtzeitiger Zahlung der Steuer

§ 144 a) Mahn- und Inkassogebiihren 'V

' Wer ohne rechtzeitiges Fristerstreckungsgesuch die Steuern, Zinsen,
Bussen oder Gebiihren nicht auf den vorgeschriebenen Zahlungster-
min entrichtet, wird an den Ablauf der Frist erinnert. Diese Erinne-
rung ist gebiihrenfrei.

> Bleibt die Zahlungserinnerung ohne Wirkung oder lduft eine er-
streckte Frist unbenutzt ab, so wird die zahlungspflichtige Person ge-
mahnt. Fiir jede Mahnung wird eine Mahngebiihr von 40 Franken er-
hoben. "2

“Fassung vom 17. Dezember 2019, in Kraft seit 1. Januar 2020 (KB
21.12.2019)

"9Fassung vom 17. Dezember 2019, in Kraft seit 1. Januar 2020 (KB
21.12.2019)

"§ 144 Titel in der Fassung des RRB vom 5. 12. 2006 (wirksam seit 14. 12.
2006).

2§ 144 Abs. 2 in der Fassung des RRB vom 18. 10. 2005 (wirksam seit 1. 1.
2006).
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*Bleiben die Mahnungen ohne Wirkung und muss gegen die zah-
lungspflichtige Person die Betreibung eingeleitet werden, erhebt die
Steuerverwaltung fiir ihre Inkassomassnahmen eine Umtriebsgebiihr
von 50 Franken. '

§ 145 b) Gebiihren fiir Fristerstreckungen

'Fir Gesuche um Erstreckung der Frist fiir die Zahlung der Steuer
wird eine Fristerstreckungsgebiihr von 40 Franken erhoben. ¥

*Das erste Gesuch um Erstreckung der Frist fiir die Zahlung der
Steuer ist gebiihrenfrei:

a) bei den auf den allgemeinen Filligkeitstermin fillig werden-
den periodischen Steuern soweit die Fristerstreckung nicht
ldnger als bis zum 31. Dezember des Filligkeitsjahres bean-
tragt wird;

b) "9 bei den auf einen besonderen Filligkeitstermin fallig werden-
den periodischen Steuern, bei der Grundstiickgewinnsteuer
sowie bei der Erbschafts- und Schenkungssteuer soweit die
Fristerstreckung nicht ldnger als bis 60 Tage nach Zustellung
der Veranlagungsverfiigung beantragt wird.

6.111. Steuererlass

6.I11.1. Erlassgegenstand und Erlassgriinde

§ 146

'Ein Steuererlass kann nur fiir Steuern, Zinsen, Bussen, Gebiihren
oder Verfahrenskosten beantragt werden, die rechtskréftig festgesetzt
und grundsétzlich noch nicht bezahlt sind. "¢

2 117)

EN )

4 119)

9§ 144 Abs. 3 beigefiigt durch RRB vom 5. 12. 2006 (wirksam seit 14. 12.
e éoi)g.Abs. 1 in der Fassung des RRB vom 18. 10. 2005 (wirksam seit 1. 1.
" §01()465).Abs. 2 lit. b in der Fassung des RRB vom 23. 10. 2001 (wirksam seit 31.
1o ézlfgo/i{)s 1 in der Fassung des RRB vom 17. 12. 2013 (wirksam seit 1. 1.
“”éolljg Abs. 2 aufgehoben durch RRB vom 17. 12. 2013 (wirksam seit 1. 1.
“*‘)éollig. Abs. 3 aufgehoben durch RRB vom 17. 12. 2013 (wirksam seit 1. 1.
1) §011f6) .Abs. 4 (beigefiigt durch RRB vom 22. 3. 2011) aufgehoben durch RRB
vom 17.12. 2013 (wirksam seit 1. 1. 2014).
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6.111.2. Form und Inhalt von Erlassgesuchen

§ 147

6.111.3. Erlassentscheid

§ 148

' Die Steuerverwaltung beriicksichtigt bei ihrem Entscheid die ge-
samten wirtschaftlichen Verhiltnisse der steuerpflichtigen Person.
Massgebend sind dabei in erster Linie die Situation im Zeitpunkt des
Entscheides, daneben auch die Entwicklung seit der Veranlagung, auf
die sich das Erlassbegehren bezieht, sowie die Aussichten fiir die Zu-
kunft.

?Der Erlassentscheid wird der gesuchstellenden Person schriftlich
mitgeteilt. Er enthilt eine kurze Begriindung

* Steuererlasse iiber Betrdge von mehr als 20'000 Franken bediirfen
der Genehmigung durch das Finanzdepartement.

7. Teil: Verhéltnis zu den Gemeinden Bettingen und Riehen '

7.1. Finanzausgleich '

7.1.1. Berechnungsgrundlagen

§ 149 2

7.1.2. Falligkeit und Abrechnung

§ 150 >

0§ 147 aufgehoben durch RRB vom 17. 12. 2013 (wirksam seit 1. 1. 2014).

20§ 148 in der Fassung des RRB vom 18. 3. 2008 (wirksam seit 1. 1. 2009).

2 Titel 7. Teil in der Fassung des RRB vom 3. 7. 2001 (wirksam seit 1. 1. 2001,
publiziert am 7. 7. 2001) und gedndert durch § 3 Ziff. 66 der ZustindigkeitsV
vom 9. 12. 2008 (wirksam seit 1. 1. 2009, publiziert am 18. 3. 2009, SG
153.110).

" Titel I eingefiigt durch RRB vom 3. 7. 2001 (wirksam seit 1. 1. 2001, publi-
ziert am 7. 7. 2001).

29§ 149 aufgehoben durch § 4 der V zum Finanz- und Lastenausgleichsgesetz
vom 4. 12. 2007 (wirksam seit 1. 1. 2008; SG 170.610).

9§ 150 aufgehoben durch § 4 der V zum Finanz- und Lastenausgleichsgesetz
vom 4. 12. 2007 (wirksam seit 1. 1. 2008; SG 170.610).
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7.11. Rekursbehorde 129

§ 150a '>»

' Die Rechtsprechung tiber Rekurse gegen Einspracheentscheide der
Gemeinden Bettingen und Riehen betreffend die kommunale Ein-
kommens- oder Grundstiickgewinnsteuer obliegt der kantonalen
Steuerrekurskommission, sofern sie in den kommunalen Steuerord-
nungen als Rekursinstanz bezeichnet wird.

8. Teil: Erhebung der Handdnderungssteuer ¥

§ 150b '

' Der Vollzug des Gesetzes iiber die Handdnderungssteuer obliegt, so-
weit nicht besondere Behorden bezeichnet sind, der Steuerverwal-
tung.

> Zahlstelle fiir die Entrichtung oder Sicherstellung der Handénde-
rungssteuer ist die Finanzverwaltung.

* Die Bestimmungen des Gesetzes tiber die direkten Steuern betref-
fend die Organisation der Behorden und das Verfahren finden, soweit
das Handénderungssteuergesetz keine abweichenden Vorschriften
enthilt, auf die Erhebung der Handénderungssteuer sinngemiss An-
wendung.

9. Teil: Schlussbestimmungen

§ 151

' Diese Verordnung ist zu publizieren; sie wird auf den 1. Januar 2001
wirksam. Auf den gleichen Zeitpunkt wird die Verordnung zum Ge-
setz tiber die direkten Steuern vom 30. Januar 1990 aufgehoben.

29 Titel IT eingefiigt durch RRB vom 3. 7. 2001 (wirksam seit 1. 1. 2001; publi-
ziert am 7. 7. 2001).

7§ 150a eingefiigt durch RRB vom 3. 7. 2001 (wirksam seit 1. 1. 2001; publi-
ziert am 7. 7. 2001) und geédndert durch § 3 Ziff. 66 der ZusténdigkeitsV vom
9.12.2008 (wirksam seit 1. 1. 2009, publiziert am 18. 3. 2009; SG 153.110).

2 Titel 8. Teil eingefiigt durch RRB vom 11. 11. 2003 (wirksam seit 31. 12.
2003); dadurch wurde der bisherige Titel 8. Teil zu Titel 9. Teil.

2§ 150b eingefiigt durch RRB vom 11. 11. 2003 (wirksam seit 31. 12. 2003).

" Titel 9. Teil: Durch Einfiigen von Titel 8. Teil durch RRB vom 11. 11. 2003
(wirksam seit 31. 12. 2003) wurde der bisherige Titel 8. Teil zu Titel 9. Teil.
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Anhang
zu den §§ 50 und 137

1. Kapitalisierungssiitze zu § 50 Abs. 4:

Fiir die Steuerperiode 2009 wird der Kapitalisierungssatz zur Bestimmung des Ertragswerts
(Vermogenssteuerwert) von vermieteten und verpachteten Grundstiicken auf 7,5 % festgelegt
(RRB vom 15. 9. 2009, KtBI 2009 1I 1563);

ab Steuerperiode 2011 wird der Kapitalisierungssatz zur Bestimmung des Ertragswerts (Ver-
mogenssteuerwert) von vermieteten und verpachteten Grundstiicken auf 7 % festgelegt
(RRB vom 20. 9. 2011, KtB1 2011 1I 1502);

ab Steuerperiode 2013 wird der Kapitalisierungssatz zur Bestimmung des Ertragswerts (Ver-
mogenssteuerwert) von vermieteten und verpachteten Grundstiicken auf 6,5 % festgelegt
(RRB vom 17.9. 2013, KtB1 2013 1I 1574).

2. Sétze fiir den Zinsausgleich zu § 137 Abs. 1:

Der Satz fiir den Zinsausgleich ist wie folgt festgelegt worden:

fiir das Kalenderjahr 2015 bei natiirlichen und juristischen Personen auf 0.5% fiir Gutschrifts-
zins auf Steuervorauszahlungen und auf 4 % fiir Belastungszins bei Steuerausstdnden
(RRB vom 16. 9. 2014, KtB1 2014 11 1654),

fiir das Kalenderjahr 2016 bei natiirlichen und juristischen Personen auf 0.25% fiir Gut-
schriftszins auf Steuervorauszahlungen und auf 4 % fiir Belastungszins bei Steuerausstinden
(RRB vom 15. 9. 2015, KtB1 2015 1I 1815);

fiir das Kalenderjahr 2017 bei natiirlichen und juristischen Personen auf 0.25% fiir Gut-
schriftszins auf Steuervorauszahlungen und auf 4 % fiir Belastungszins bei Steuerausstinden
(RRB vom 13. 9. 2016, KtB1 2016 11 1732).

fiir das Kalenderjahr 2018 bei natiirlichen und juristischen Personen auf 0.1% fiir Gutschrifts-
zins auf Steuervorauszahlungen und auf 3.5 % fiir Belastungszins bei Steuerausstdnden
(RRB vom 19.9.2017, KtB1 2017 I1 1761).

fiir das Kalenderjahr 2019 bei natiirlichen und juristischen Personen auf 0.1% fiir Gutschrifts-
zins auf Steuervorauszahlungen und auf 3.5 % fiir Belastungszins bei Steuerausstdnden
(RRB vom 25. 9. 2018, KB 20. 03. 2019, RS-BS45-0000000022).

fiir das Kalenderjahr 2020 bei natiirlichen und juristischen Personen auf 0.1% fiir Gutschrifts-
zins auf Steuervorauszahlungen und auf 3.5 % fiir Belastungszins bei Steuerausstdnden
(RRB vom 17.9. 2019, KB 21. 09. 2019, RS-BS45-0000000099).



	1. Teil: Die Einkommens- und die Vermögenssteuer der natürlichen Personen
	A. Steuerpflicht
	A.I. Steuerliche Zugehörigkeit )
	A.I.1. Persönliche Zugehörigkeit
	§ 1

	A.I.2. Wirtschaftliche Zugehörigkeit
	§ 2


	A.II. Ehegatten und eingetragene Partnerinnen und Partner )
	A.II.1. Rechtliche und tatsächliche Trennung der Ehe und eingetragenen Partnerschaft )
	§ 3

	A.II.2. Getrennter Wohnsitz der Ehegatten bei ungetrennter Ehe
	§ 4

	A.II.3. Haftung der Ehegatten
	§ 5

	A.II.4. Einkommen und Vermögen minderjähriger Kinder
	§ 6


	A.III. Besteuerung nach dem Aufwand
	§ 7


	B. Die Einkommenssteuer
	B.I. Einkünfte
	B.I.1. Einkünfte aus unselbständiger Erwerbstätigkeit
	§ 8 ) a) Mitarbeiterbeteiligungen
	§ 9 ) b) Entschädigungen an Angehörige der Feuerwehr und des Zivilschutzes

	B.I.2. Geschäftsvermögen
	§ 10

	B.I.3. Unternehmensumstrukturierungen
	§ 11 )

	B.I.4. Einkünfte aus beweglichem Privatvermögen
	§ 12 a) Grundsatz
	§ 13 b) Obligationen
	§ 14 ) c) Beteiligungen
	§ 15 ) d) Einkünfte aus kollektiven Kapitalanlagen

	I.5. Eigenmietwert
	§ 16

	B.I.6. Unterhaltsbeiträge
	§ 17

	B.I.7. Unterstützungen
	§ 18


	B.II. Ermittlung des Reineinkommens
	B.II.1. Berufskosten bei unselbständiger Erwerbstätigkeit )
	§ 19 a) Grundsatz
	§ 20 b) Spesenvergütungen
	§ 21 ) c) Berufsunkostenpauschalen
	§ 22 d) Fahrkosten
	§ 23 e) Verpflegungskosten
	§ 24 f) Arbeitszimmer
	§ 25 ) g) Weiterbildungs-, Umschulungs- und Ausbildungskosten
	§ 26 h) Auswärtiger Wochenaufenthalt
	§ 27 i) Beiträge an Berufsverbände
	§ 28 j) Andere Berufskosten )
	§ 29 ) k) Gelegentlicher Nebenerwerb

	B.II.2. Abzüge bei selbständiger Erwerbstätigkeit
	§ 30 a) Abschreibungen
	§ 31 b) Arbeitgeberbeiträge an die berufliche Vorsorge

	B.II.3. Abzüge vom Ertrag des beweglichen Privatvermögens
	§ 32

	B.II.4. Abzüge vom Ertrag des unbeweglichen Vermögens
	§ 33 a) Grundsatz
	§ 34 b) Abziehbare Liegenschaftskosten
	§ 35 c) Nicht abziehbare Liegenschaftskosten
	§ 36 d) Massnahmen für das Energiesparen und für den Umwelt- und Denkmalschutz
	§ 36a ) e) Rückbaukosten im Hinblick auf den Ersatzneubau
	§ 36b ) f) Ersatzneubau
	§ 36c ) g) Auf die beiden nachfolgenden Steuerperioden übertragbare Kosten
	§ 37 h) Liegenschaftskostenpauschale )

	B.II.5. Allgemeine Abzüge
	§ 38 a) Schuldzinsen
	§ 39 b) Unterhaltsbeiträge
	§ 40 ) c) Krankheits-, unfall- und behinderungsbedingte Kosten


	B.III. Sozialabzüge
	B.III.1. Kinderabzug
	§ 41 )

	B.III.2. Abzug für Alleinstehende mit Kindern
	§ 42 )

	B.III.3. Abzug für alleinstehende Rentner und Rentnerinnen
	§ 43

	B.III.4. Abzug wegen Kinderbetreuung
	§ 44 )


	B.IV. Zeitliche Grundlagen
	B.IV.1. Einreichung des Geschäftsabschlusses
	§ 45

	B.IV.2. Bemessung des Einkommens bei selbständiger Erwerbstätigkeit
	§ 46



	C. Die Vermögenssteuer
	C.I. Bewertung des Vermögens
	C.I.1. Grundsatz
	§ 47

	C.I.2. Wertpapiere und Forderungen
	§ 48 a) Verkehrswert von Wertpapieren und Forderungen
	§ 49 b) Ertragswert von Wertpapieren und Forderungen

	C.I.3. Grundstücke
	§ 50 ) a) Vermietete und verpachtete Grundstücke
	§ 51 b) Selbstgenutzte Grundstücke
	§ 52 c) Baurechte
	§ 52a ) d) Land- und forstwirtschaftlich genutzte Grundstücke )
	§ 53 e) Ungenutzte Grundstücke )
	§ 54 f) Auswärtige Grundstücke )
	§ 55 g) Zeitpunkt der Bewertung von Grundstücken )


	C.II. Steuervorauszahlungen und Steuerschulden
	§ 56

	C.III. Steuerfreies Vermögen
	§ 57



	2. Teil: Die Gewinn- und die Kapitalsteuer der juristischen Personen
	2.I. Steuerpflicht
	2.I.1. Wirtschaftliche Zugehörigkeit
	§ 58

	2.I.2. Steuerausscheidung
	§ 59 )

	2.I.3. Steuerbefreiung von Einrichtungen der beruflichen Vorsorge
	§ 60 a) Trägerschaft
	§ 61 b) Zweck der beruflichen Vorsorge
	§ 62 c) Vorsorgetätigkeit
	§ 63 ) d) Kollektivität der Vorsorge
	§ 64 ) e) Planmässigkeit und Angemessenheit der Vorsorge
	§ 65 ) f) Begünstigtenordnung
	§ 66 ) g) Selbständigerwerbende


	2.II. Berechnung des Reingewinns
	2.II.1. Gewinnausschüttungen
	§ 67

	2.II.1bis Ermässigte Besteuerung von Gewinnen aus Patenten und vergleichbaren Rechten )
	§ 67a )

	2.II.2 Abschreibungen
	§ 68

	2.II.3. Unternehmensumstrukturierungen
	§ 69 )

	2.II.4. Mitgliederbeiträge
	§ 70


	2.III. Holdinggesellschaften
	2.III.1. Tätigkeit
	§ 71 )

	2.III.2. Mindestquoten
	§ 72 )

	2.III.3. Besteuerung
	§ 73 )


	2.IV. Domizilgesellschaften
	2.IV.1. Verwaltungsgesellschaften
	§ 74 )

	2.IV.2. Gemischte Gesellschaften
	§ 75 )

	2.IV.3. Besteuerung
	§ 76 )

	2.IV.4. Steuersatz
	§ 77 )



	3. Teil: Die Quellensteuer
	3.I. Natürliche Personen mit steuerrechtlichem Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz
	3.I.1. Steuertarife für Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen
	§ 78

	3.I.2. Ersatzeinkünfte
	§ 79

	3.I.3. Nachveranlagung der Quellensteuer
	§ 80

	3.I.4. Ergänzende ordentliche Veranlagung
	§ 81

	3.I.5. Nachträgliche ordentliche Veranlagung
	§ 82

	3.I.6. Wechsel zwischen Quellenbesteuerung und ordentlicher Veranlagung
	§ 83


	3.II. Natürliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz
	3.II.1. Künstler, Künstlerinnen, Sportler, Sportlerinnen, Referenten und Referentinnen
	§ 84



	4. Teil: Die Grundstückgewinnsteuer
	4.I. Kollektive Kapitalanlagen )
	§ 85 )

	4.II. Immobiliengesellschaften
	§ 86

	4.III. Steueraufschub
	4.III.1. Ersatzbeschaffung von Wohneigentum
	§ 87

	4.III.2. Ersatzbeschaffung von Grundstücken des Geschäftsbetriebs
	§ 88

	4.III.3. Gemischte Schenkung
	§ 89


	4.IV. Steuerbarer Gewinn
	4.IV.1. Einstandswert
	§ 90

	4.IV.2. Anrechenbare Aufwendungen
	§ 91

	4.IV.3. Gesamtveräusserung
	§ 92

	4.IV.4. Teilveräusserung
	§ 93

	4.IV.5. Berechnung der Besitzesdauer
	§ 94


	4.V. Verlustverrechnung
	§ 95


	4a. Teil: Die Grundstücksteuer )
	4a.I. Bestimmung des Ertragswerts für Wohngenossenschaften )
	§ 95a )


	5. Teil: Organisation und Verfahren
	5.I. Amtsgeheimnis und Amtshilfe
	5.I.1. Grundsatz
	§ 96

	5.I.2. Amtshilfe
	§ 97


	5.II. Verfahrensgrundsätze
	5.II.1. Aktenführung und Akteneinsicht
	§ 98

	5.II.2. Nachbesserung bei Formmängeln
	§ 99

	5.II.3. Zustelladresse
	§ 100


	5.III. Veranlagungsverfahren
	5.III.1. Zustellung der Steuererklärungsformulare
	§ 101 a) Allgemeine Regel
	§ 102 b) Mündigkeit
	§ 103 c) Heirat, Scheidung, Trennung, Tod eines Ehegatten
	§ 104 d) Grundstückgewinne
	§ 105 e) Zuwendungen

	5.III.2. Abgabe der Steuererklärung
	5.III.2.a) Allgemeines
	§ 106

	5.III.2.b) Gebühren bei nicht rechtzeitiger Abgabe der Steuererklärung
	§ 107 ) I. Mahn- und Einschätzungsgebühren
	§ 108 II. Gebühren für Fristerstreckungen

	5.III.2.c) Abgabe der Steuererklärung bei Wegzug oder Sitzverlegung ins Ausland
	§ 109

	5.III.2.d) Steuerformulare und Steuerausweise
	§ 110


	5.III.3. Veranlagungsperiode
	§ 111


	5.IV. Quellensteuerverfahren
	5.IV.1. Abrechnung und Ablieferung
	§ 112

	5.IV.2. Bezugsminima
	§ 113

	5.IV.3. Bezugsprovision
	§ 114

	5.IV.4. Meldepflicht )
	§ 114a )

	5.IV.5. Sicherstellung )
	§ 115 )

	5.IV.6. Erhebung der Quellensteuer im Verhältnis zu den Gemeinden Bettingen und Riehen )
	§ 116 )

	5.IV.7. Erhebung der Quellensteuer im interkantonalen Verhältnis )
	§ 117 a) Ausserkantonale Steuerpflichtige
	§ 118 b) Ausserkantonale Steuerschuldner oder Steuerschuldnerinnen
	§ 119 c) Wechsel des steuerrechtlichen Wohnsitzes innerhalb der Schweiz

	5.IV.8. Erhebung der Quellensteuer im internationalen Verhältnis )
	§ 120

	5.IV.9. Ordentliche Veranlagung bei Vergütungen aus dem Ausland )
	§ 121


	5.V. Weitere Verfahren
	5.V.1. Verfahren bei Steuerbefreiungen
	§ 122

	5.V.2. Verfahren bei Holding- und Domizilgesellschaften
	§ 123 )

	5.V.3. Änderung von Verfügungen und Entscheiden
	§ 124 a) Änderung noch nicht rechtskräftiger Verfügungen und Entscheide
	§ 125 b) Änderung rechtskräftiger Verfügungen und Entscheide

	5.V.4. Inventarverfahren
	§ 126


	5.VI. Die Steuerrekurskommission
	5.VI.1. Organisation
	§ 127 a) Wahl der Mitglieder und Angestellten
	§ 128 b) Entscheidfindung
	§ 129 c) Präsidium
	§ 130 d) Sekretariat

	5.VI.2. Verfahren
	§ 131 a) Prozessleitung
	§ 132 b) Einleitung des Verfahrens, Vorbereitung der Verhandlung
	§ 133 c) Verhandlung
	§ 134 ) d) Eröffnung und Ausfertigung von Entscheiden
	§ 135 ) e) Verfahrenskosten
	§ 136 f) Unentgeltliche Rechtspflege



	6. Teil: Steuerbezug
	6.I. Zinsausgleich
	6.I.1. Allgemeines
	§ 137

	6.I.2. Vergütungszins
	§ 138 )

	6.I.3. Belastungs- und Rückerstattungszins
	§ 139

	6.I.4. Quellensteuern
	§ 140


	6.II. Steuerzahlung
	6.II.1. Zahlstellen
	§ 141

	6.II.2. Verrechnungssteuer, Steuerrückbehalt USA, Anrechnung ausländischer Quellensteuern )
	§ 142

	6.II.3. Zahlungserleichterungen
	§ 143

	6.II.4. Gebühren bei nicht rechtzeitiger Zahlung der Steuer
	§ 144 a) Mahn- und Inkassogebühren )
	§ 145 b) Gebühren für Fristerstreckungen


	6.III. Steuererlass
	6.III.1. Erlassgegenstand und Erlassgründe
	§ 146

	6.III.2. Form und Inhalt von Erlassgesuchen
	§ 147 )

	6.III.3. Erlassentscheid
	§ 148 )



	7. Teil: Verhältnis zu den Gemeinden Bettingen und Riehen )
	7.I. Finanzausgleich )
	7.I.1. Berechnungsgrundlagen
	§ 149 )

	7.I.2. Fälligkeit und Abrechnung
	§ 150 )


	7.II. Rekursbehörde )
	§ 150a )


	8. Teil: Erhebung der Handänderungssteuer )
	§ 150b )

	9. Teil: Schlussbestimmungen )
	§ 151


